
Bayerischer Landtag 
4. Wahlperiode 

Stenographische1· Bericht 

99. Sitzung 
am Dienstag, dem 24. Oktober 1961, 15 Uhr 

in München 

Geschäftliches 3013,3014,3039 

Mandatsverzicht des Abg. Strohmayr wegen 
seiner Wahl in den Bundestag 3013 

Dringlichkeitsantrag der Abg, Dr. Hoegner, 
Wolff u. Frakt. betr. sofortige Bereitstel­
lung von Planungsmitteln für den Wieder-· 
aufbau der Burg Trausnitz in Landshut 
(Beil. 2506) 

Beschluß 

Antrag der Abg. Dr. Hoegner u. Frakt. betr. 
Gesetz zur Ausführung des Art. 141 Abs. 2 
und 3 Bayer. Verfassung (Beilage 2476) 
- Erste Lesung -

Beschluß 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Gabert, Fi­
scher u. Frakt. betr. Gesetz über Weih­
nachtszuwendungen an Beamte und Ver­
sorgungsempfänger des Bayer. Staates 
(Beil. 2477) 

und 

Entwurf eines Gesetzes über die Weih­
nachtszuwendung 1961 (Weihnachtszuwen­
dungsgesetz 1961) - Beil. 2504 -
- Erste Lesung -

3014 

3014 

Staatsminister Dr. Eberhard 3014 

Beschluß 3015 

Neuwahl berufsrichterlicher Mitglieder des 
Bayer. Verfassungsgerichtshofs 3015 

Stenogr. Ber. d. Bayer. Landtags 1961 99. Sitz. (Sig.) 

Aussprache über die Haushaltsrede des Herrn 
Staatsministers der Finanzen 

Ga'bert (SPD) . 
Dr. Panholzer (BP) 
Dr. Pöhner (CSU) . 
Dr. Wüllner (GDP) 

Vertagung der Aussprache . 

Nächste Sitzung . 

Beginn der Sitzung: 15 Uhr 3 Minuten. 

3015 
3025 
3027 
3034 

3039 

3039 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 99. Sitzung. Die Liste der entschul­
digten Kollegen übergebe ich zu Protokoll.*) 

Meine Damen und Herren! Sie sehen die Objek­
tive von Filmkameras auf sich gerichtet, nicht zu 
dem Zweck, um im Rahmen der Haushaltsberatun­
gen den Staatshaushalt auf Reserven zu durch­
leuchten, sondern zur Herstellung eines Teil­
,abschnittes eines Fernsehfilms mit dem Thema „Der 
Bund und die Länder". Der Film wird :auf Ver­
anlassung des Bundespresseamtes hergestellt, das 
uns gebeten hat, diese Aufnahmen durch die Firma 
IFAG, Wiesbaden, zu gestatten. Es sollen Kurz­
aufnahmen von Bundestag und Bundesrat und von 
den Landtagen Nordrhein-Westfalen und Bayern 
gemacht werden. Die Aufnahmen finden in der 
heutigen Nachmittagssitzung statt. Die Väter der 
Geschäftsordnung haben angenommen, daß man 
di ~se Aufbauten und Beleuchtungsgeräte überse­
hen könnte. Deshalb bestimmt § 96 Absatz 2, daß 
der Präsident die Tatsache, draß Aufnahmen ge-

1 macht werden, der Vollversammlung zu Beginn 
der Sitzung mitteilt, was ich hiermit geschäftsord­
nungsmäßig getan haben möchte. Ich bitte um pho­
togenes Verhalten, damit Sie nicht später einmal, 
wenn Sie im Ausland den Film sehen sollten, über 
sich selbst erschaudern müssen; das möchte ich 
Ihnen ersparen. 

Ich darf heute in unserer Mitte als Gast den 
. Herrn Bundestagsabgeordneten Strohmayr begrü­
ßen, und zwar deshalb, weil er vor fünf Minuten 
in rechtswirksamer Weise zu Protokoll des Präsi­
denten den Verzicht auf sein Mandat zugunsten 
des Bundestagsmandates ausgesprochen hat. Aber 
ich habe ihm gesagt, er möchte doch den Nachmit­
tag noch in unserer Mitte verbringen, damit er uns 
picht gar so schnell vergißt. Ich möchte das zum 
Anlaß nehmen, ihm für die siebenjährige Arbeit in 
unserer Mitte und die nette kameradschaftliche Art, 
mit der er uns begegnet ist, recht herzlich zu dan­
ken. 

(Zuruf: Und Dr. Hoegner?) 

* Nach Artikel 5 .A:bsatz 2 des Aufwandsentschädi­
gungsgesetzes sind entschu1digt oder beurlaubt die Ab­
geordneten Dr. Baumgartner, Böhm, Demeter, Kallen­
bach, Klughammer, Mergler, Muth, Dr. Pirk!, Dr. Raß, 
Dr. Reichstein, Schuster, Dr. Seidl, Seifert, Stenglein, 
Suttner und Dr. Zdralek. 
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Den Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Hoegner 
besonders zu begrüßen, ist gar keine Veranlassung; 

(Heiterkeit) 

denn er ist nach wie vor einer der Unseren, und 
über dieser anderen Episode gehen wir mit ge­
wohnter Loyalität zur Tagesordnung über. 

(Zurufe: Und Hirsch?) 

- Der Herr Bundestagsabgeordnete Hirsch hat sich 
noch nicht geäußert. Es ist nicht Aufgabe des Prä­
sidenten, diese Entscheidung zu erzwingen. Bei mir 
liegt noch kein Verzicht vor, und er als vorsichtiger 
Jurist hält den Schwebezustand am längsten aus. 

(Heiterkeit) 

Er hält uns immer noch in dem Gefühl der Span­
nung, damit wir noch nicht wissen, was da heraus­
kommt. 

(Erneute Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren! Die Landtagsfraktion 
der Sozialdemokratischen Partei teilt mit Schrei­
ben vom 20. Oktober mit, daß anstelle des Herrn 
Abgeordneten Köglsperger der He_:r Abgeordnete 
Volkmar Gabert als Mitglied des Altestenrats no­
mintert wird. Das Hohe Haus nimmt davon Kennt­
nis. Als Vorsitzender des Ältestenrats begrüße ich 
das neue Mitglied. 

Meine Damen und Herren! Mir ist heute früh ein 
D r in g 1 i c h k. e i t s an t r a g der Sozialdemokra­
tischen Fraktion vorgelegt worden. Ich nehme an, 
daß er Ihnen bereits vervielfältigt vorliegt. Er be­
trifft die Bereitstellung von Mitteln zum Wieder­
aufbau der Burg Trausnitz. Ich möchte um Ihre 
Zustimmung bitten, diesen Dringlichkeitsantrag 
außerhalb der Tagesordnung gemäß § 68 Absatz 2 
der Geschäftsordnung gleich zu behandeln. Ich 
nehme an, daß das Wort dazu nicht gewünscht 
wird. - Ich würde dem Hohen Hause vorschlagen, 
diesen Dringlichkeitsantrag dem Ausschuß für 
Staatshaushalt und Finanzfragen zu überweisen. 
Damit besteht Einverständnis. -

Ich rufe dann auf den Punkt 1 a der Tagesord-
nung: Erste Lesung des 

Antrags des Abgeordneten Dr. Hoegner 
und Fraktion betreffend Gesetz zur Aus­
führung des Artikels 141 Absatz 2 und 3 
der Bayerischen Verfassung (Beilage 2476) 

Wird dieser Gesetzentwurf von seiten der An­
tragsteller begründet? ~Das ist nicht der Fall. Ich 
eröffne die Aus s p r ach e. Die Aussprache ist ge­
schlossen. 

Meine Damen und Herren! Was die Überweisung 
dieses Initiativgesetzentwurfs an die Ausschüsse 
anlangt, so dürfte der Beratungsgegenstand eine 
Reihe von Ausschüssen nahelegen. Ich denke an 
den Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr, an den 
Ausschuß für Landwirtschaft, vor allem aber an 
den Ausschuß für den Staatshaushalt und für Fi­
nanzfragen. Ich glaube aber, daß dieser Gesetz-

entwurf als eine Ausführung zu einer Verfassungs­
bestimmung federführend dem Ausschuß für Ver­
fassungsfragen und Rechtsfragen zugewiesen wer­
den sollte. Ich könnte mir vorstellen, daß Sie ein­
verstanden sind, nachdem der Vater nicht nur des 
Artikels 141, sondern auch dieses Gesetzentwurfs 
im Ausschuß sitzt, daß dieser Ausschuß die Initia­
tive ergreift, ohne daß gleich andere Ausschüsse 
eingeschaltet werden. Ich schlage Ihnen deshalb 
vor, diesen Gesetzentwurf dem Ausschuß für Ver­
fassungsfragen und Rechtsfragen zu überweisen, 
um vor allem die Rechts.fragen, die in diesem Ge­
setzentwurf stecken, zu klären. - Das Hohe Haus 
ist damit einverstanden. 

Ich komme zum Punkt 1 b der Tagesordnung: 
Erste Lesung zum 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Gabert, Fischer und Fraktion betreffend 
Gesetz über Weihnachtszuwendungen an 
Beamte und Versorgungsempfänger des 

Bayerischen Staates (Beilage 2477) 

Inzwischen liegt Ihnen vervielfältigt vor der 

Entwurf eines Gesetzes über die Weih­
nachtszuwendung ,1961 (Weihnachtszuwen­

dungsgesetz 1961) :.._ tleilage 2504 -, 

ein Entwurf der Staatsregierung. Ich we!'de die bei­
den Gesetz·entwürfe, d1e das gleiche Ziel zum The­
ma haben, einheitlich behandeln. Wir.d seitens der 
Antragsteller, also der Initiativantragsteller oder 
der Staatsregierung, das Wort zur Begründung der 
Gesetzentwürfe ·giewünscht? - Der Herr Staats­
minister der Finanzen hat das Wort. 

Staatsminister Dr. Eberhard: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren, Hohes Haus! Ich bitte 
nur darum, daß die drei beteiligten Ausschüsse, 
nämlich der Ausschuß für Staatshaushalt und Fi­
nanzfragen, der Ausschuß für Fragen des Beamten­
r·echts und der Besoldung und der Ausschuß für 
Verfassungsfragen und Rechtsfragen, nach Mög­
lichkeit noch am Donnerstag und Freitag dieser 
Woche in die Beratung .der beiden Gesetzentwürfe 
eintreten können, damit die Verabschiedung in 
zweiter und dritter Lesung in den Plenarsitzungen 
vom 7. November ab erfolgen kann. Nur dann wäre 
eine fristgerechte Auszahlung durch die Kassen vor 
Weihnachten gewährleistet. 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Sie haben den Wunsch des Herrn Finanzministers 
gehört. Ich hörte zustimmende Zurufe aus dem 
Munde des Herrn stellvertretenden Vorsitzenden 
des Ausschusses für den Staatshaushalt und Fi­
nanzfragen. Wenn ich mir das Tempo vor Augen 
halte, in dem sonst die Beratung derartiger Ge­
setze in der Vergangenheit vorgenommen wurde, 
dann zweifle ich nri.cht daran, daß diese Gesetz­
entwürfe fristgemäß dem Plenum zur Verabschie­
dung wieder zugeleitet werden. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vorliegen, schließe ich die Aussprache und schlage 
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vor, die beid·en Gesetzentwürfe dem Ausschuß für 
Fragen des Beamtenrech.ts und der ]3esol(l.ung, dem 
Ausschuß für Staatshaushalt und Fimmzfragen u'!id 
'dem. Ausschuß für Verfassungsfragen und Rechts- _ 

··. fragen ~i:i 'Überweisen. . Sie sind''·damit eiriv.er.:.· 
,standen. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Neuwahl berufsrichterlicher Mitglieder des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 

Die Vorlage liegt Ihnen vervielfältigt auf Ihrem 
Pult vor. 

'Mit Schreiben vorri 31. August 1961 teilt der Herr 
Ministerpräsident mit, daß der Herr Senatspräsi­
dent Felix Brand! infolge Eintritts in den Ruhe­
stand als berufsrichterliches Mitglied des Bayeri.,­
sChen Verfassungsgertchtshofs ausgeschieden ist. Im · 
Einvernehmen mit dem Herrn Präsidenten des Ver­
fassungsgerichtshofs schlägt der Herr Ministerprä­
sident den Oberverwaltungsgerichtsrat- Ludwig He­
fele und cre:h Oberverwaltungsg'erichtsrat Dr. Ernst 
Oestreicher als neue berufsrichterliche Verfassungs­
richter vor. Wegen der e_rheblichen Geschaftslast 
soll durch die Wahl zweier Mitglieder für den einen 

. ausscheidenden die Zahl der zur Verfügung stehen­
den berufsricliterliche'n Mitglieder des Verfassungs­
gerichtshofs erhöht werden. In dem Schreiben des 

1 Herrn Ministerpräsidenten vom 31. August 1961 ist · 
· auch auf die Zulässigkeit dieser Ausdehnung der 

Zahl der Sitze hingewiesen. ICh verlese den Satz im· 
Wortlaut:·· · ' 

Wie der ~err Präsid~nt des Verfassungsge­
richtshofs mitteilt, läßt es die erhebliche Ge­
schäftsli;tst als .angezeigt erscheinen, unter Er.,. 
weiterung der Liste der Berufsrichter im Sinne 
des § 4 der Geschäftsordnung des Verfassungs:.. 
gerichtshofs für den Freistaat Bayern vom 
24. Mai 1948 (BayBS I S. 29) die Zahl der zur· 
Verfügung -stehenden berufsrichterlichen Mit­
arbeiter des Verfassungsgerichtshofs zu ver-'· 
mehren.. · ·· 

heben. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich der Stimme? - Ebenfalls einstimmig 
gewählt. 

Me!:ne Damen und Herren! Wir kommen damit 
.. ~u Punkt 3 der Tagesor.P.n~ng:, 

Aussprache üper die Haushaltsre'de des.­
, Herrn Staatsministers der Finanzen .. ~ 

Der Ältest~nrat empfiehlt, für Opposition und 
Koalition als Redezeit je zweieinhalb Stunden fest­
zulegen. Ich habe dem Hohen Haus diesen Be­
schluß ber<;oits das letztemal bekanntgegeben. Ich· 
stelle das Einverständnis damit fest. 

Ich ·eröffne die A u s s p r a c h e. Als erster. Red­
ner hat sich '.der Herr Abgeordnete Gabert gemel­
det. Ich erteile ihm das Wort. 

Gabert (SPD): Meine sehr ·verehrbn Damen 
und Heqen! Der Herr Staatsminister der Finan­
z·en hat in seiner Rede bereits darauf ! üngewiesen, 
daß dies nun der letzte Gesamthaushf.lt dieser Le­
gislaturperiode. sei, den er vertritt. Icl) sage absicht­
lich Gesamthaushalt. Die Regierui,g hat zwar 
. schon· davon gesprochen, daß ein Er;,änzungshaus­
halt vorgelegt wird, aber es wür Je mich nicht 
wundern, wenn aus dem Ergänzun1~·shaush1üt viel-

·. ·~"!icl1.t ·doch Anfang oder Mitte des Jahres 1962 ein 
Nachtragshaushalt . würde. Dann allerdings wäre 
es die Aufgabe des Herrn Finanzministers, noch 
·einmal einen ;Haushalt hier zu vertreten. 

Der Herr Finanzna- .1s>ter hat zweifellos das 
Glii&, die Verantworcung in el.ner 'Zeit zu, tragen, 
wo man den Voranschlag dieses Haushalts mit der .. 
Überschrift „Haushaltsplan ·der vollen Kassen" ver­
sehen kann: Er hat einmal, als er noch allein der 
Herr Abgeordnete . Eberhard ohne Mi.nisteramt 

·,war, seinen. Vorgänger „Friedrich mit der leeren 
Tasche" genannt. Wenn ich mir einmal das Volu­
me:n des Ordentlichen Haushalts in den Jahren 
von .. 1951 bis 1957 ins Gedächtnis zurückrufe, .so 
war er nicht der „Friedrich mit der leeren Tasche" 
- es war schon was drin -, aber im Verhältnis 
zu der vollen Tasche des ,;Rudolf" von heute hat 
sich viel geändert, Vielleicht ist es ganz interessaii.t, 
wenn wir uns dies_e Zahlen eiJ:?-mal _vor Augen füh-. 
ren: 

Der · Übung des 1 Hohen Hauses entsprechend, 
schlage iCh vor, die Wahl der be,iden berufsrichter­
lichen Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs in 
einfacher· Form vorzunehmen. Angesichts der Be- 1951 war das Volumen des Ordentlichen Haus-
deutung· dieser Wahl bitte ich, üper jeden der bei- halts ungefähr 2;2 MiHiarden D)Y.L Dann stieg dqs 
den Herren einzeln abstimmen zu wollen. Die bei-,· ,Volumen bis 1957 - wo bekanntlich d'er Regie-
den Vorgeschlagenen erfüllen das im § 5 des Ver-' rungswechsei' hier stattfand - auf 3,2 Milliarden 
fassungsgerichtshofsgesetzes vorgeschriebene Min- DM. In sieben Jahren hat sich also der Ordentliche 
destalter von 40 Jahren. D_ie Personalien der bei- Haushalt um 1 Milliarde DM erhöht: Wenn ich nun 

· den Herren gingen de:q. Fraktionen rechtzeitig zu. die Zahlen von 1958 bis 1962 - den Entwurf mit 
. We~ d~r Wahl d~s ~errn Oberverwaltungsge:- , einbezogen .:.,___ hernehme, so ist das Volumen des. 

,richtsrats Ludwig , Hefe 1 e die Zustimmung ge- . Ordentlichen Haushalts 19p8 3,5 J.Y[illiarden,:. und 
ben wi,ll, delJ. bitte ich, sich vom Platz zu erheben. . Sie w1ssen, daß im Hattshaltsentwurf 1962 de'r · Or-
+- :O~nke 15_chön, Die Ge'gel'.lprob~! :__ Sttmmenthai- P.entl~che „ Haushalt \nit. einem_ Volumen von- oß 
tun.gen? 77- Einstimrr;ig 'gewählt' . , · . , .· •Mmilirden. DM ·zu ~uche stelit; 'also von ·1957 bis 

• • • ·-. • '. ' · • •• ' 1 •• • • • , ' • • :: 1962. eine Erhöhung um 2,6 Milliarden DM. 'Es .1st 
'' Ich 'a~rf ,i!l ;~eicii~~; ~~ise 'Her~ri ,-Obe~ve~~al~· ·.-. ::"also in 'dieser: refativ kurzen Zeit' i~ V e'rhälti{is c:tu: 
, tungsgeriehtsrat · · Dr-. ·.Ernst 0 e 's t reich er zur , . d~n. :vprh.~rgehenQ.eii sieben: jah,+en.eine. wese1i.tlicli~ · 1 

· \Vahl. stellen: :w_er dieser ·Wahl ,die· zus~i~~ung. 1:.· ·Erhöhung des GesarntvolÜ.nien~ des ·6td.e'Iltlichen' · 
_geben. wm;_ 'den 'h~t;te .·J.cJ:i;. ßiiili_ ·vom~ Platz:zu er< ' Hauspalts er,~o;Igt. Ma~ kari~ zw~i:f~llo~c-~age:h; es, 
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ist besser und leichter, in einer solchen Periode 
Finanzminister zu sein, als wenn das Volumen ge­
ringer ist. 

(Zuruf von der SPD: Das waren halt die 
sieben fetten Jahre!) 

- Selbstverständlich! Die Wirtschaft hat sich gün­
stig entwickelt. Ein Beamter des Finanzministe­
riums sagte mir: Wir tun uns viel leichter, wenn 
wir nicht soviel Geld haben. Ich kann das gut ver­
stehen. Denn es ist viel einfacher, zu sagen: Es 
geht eben nicht mehr, weil wir kein Geld haben. 
Das sticht aber heute nicht mehr, Herr Finanz­
minister! Und deswegen tun Sie sich wohl etwas 
schwerer, zu manchen berechtigten Anliegen, die 
hier im Hohen Hause und außerhalb des Hohen 
Hauses vorgetragen werden, einfach nein zu sa­
gen. 

' 
Meine Damen und Herren! Ich wollte Ihnen ein-

mal diese Entwicklung der Haushaltlage seit 1951 
ins Gedächtnis zurückrufen, weil ich glaube, daß 
dies sehr bedeutsam ist. Wir sind einig mit dem 
Herrn Finanzminister, daß wir als Landtag - ich 
glaube, darüber sind sich Opposition und Koalition 
vollkommen einig - die Behandlung des Entwurfs 
des Staatshaushalts im Ausschuß und im Plenum 
möglichst zügig durchführen wollen, worunter 
selbstverständlich die Gründlichkeit nicht leiden 
darf. Dazu darf ich mir eine Bemerkung gestatten. 
Vom Landtag ist diese Bereitschaft zum Ausdruck 
gebracht. Ich möchte bitten, daß das gleiche ~ die 
Bereitschaft ist selbstverständlich da - von der 
Staatsregierung in der Weise kommt, daß die ge­
planten Beratungen des Ausschusses für den 
Staatshaushalt nur in den dringendsten Fällen da­
durch aufgehalten werden, daß Staatsminister oder 
Staatssekretär irgend etwas auswärts zu tun ha­
ben. Ich bitte den Herrn Ministerpräsidenten, im 
Kabinett ganz klar zu machen, daß in diesen näch­
sten Monaten die Behandlung des Staatshaushalts 
zu den wichtigsten Aufgaben auch der Kabinetts­
mitglieder gehört. Ich sage das absichtlich, nicht 
deswegen, Herr Ministerpräsident, weil Sie mich 
darum gebeten haben, 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Dr. Ehard) 

sondern weil ich von meinem verehrten Herrn 
Kollegen Winkler weiß, daß gerade bei den letz­
ten Haushaltsberatungen die Planungen des Aus­
schusses des öfteren dadurch durcheinanderkamen, 
daß ganz knapp vorher ein Anr~f kam: Ich kann 
heute nicht kommen, ich muß zu irgendeiner wich­
tigen Konferenz. Ich nehme selbstverständlich an, 
daß die Konferenz ganz wichtig, brennend wichtig 
war. Aber auf der anderen Seite, meine Damen 
und Herren, ist es richtig, daß jetzt in den näch­
sten Wochen - ich möchte einmal Wochen sagen -
die Beratung des Staatshaushalts im Parlament 
mit die wichtigste Aufgabe der Kabinettsmitglieder 
sein wird. Ich weiß mich auch mit deµi Herrn 
Finanzminister und mit dem Herrn Ministerpräsi­
denten darin einig. Das wollte ich über die Be­
handlung des Haushalts hier im Parlament ganz 

kurz sagen. Wir beginnen ja bereits am Donnerstag 
im Haushaltsausschuß mit den ersten Einzelplä­
nen, und ich hoffe, daß wir dann zügig vorankom­
men. 

Nun em1ge Bemerkungen zur Entwicklung des 
Haushalts 1961. Wir haben für 1961 praktisch 
zweimal Haushaltsberatungen gehabt, nämlich be­
reits 1960 den Stammhaushalt 1960 und 1961 und 
dann den Nachtragshaushalt 1961. Wir haben da­
mals schon zuin Ausdruck gebracht, daß die Steu­
erschätzungen wahrscheinlich erreicht werden kön­
nen und daß bei einigen Steuern mit einer Mehr­
einnahme zu rechnen ist. Allerdings - das wol­
len wir offen zugeben - hat keiner von uns mit 
einer solchen Mehreinnahme gerechnet, wie sie 
jetzt in der Rede des Herrn Finanzministers in 
Aussicht gestellt wird; der Abschluß für 1961 liegt 
ja noch nicht vor. 

Der Landtag hat bereits beschlossen, in welcher 
Weise diese Mehreinnahme des Haushalts 1961 
Verwendung finden soll. In erster Linie soll sie 
dem Außerordentlichen Haushalt zugeführt wer­
den. Dann soll sie dazu verwendet werden, vor­
zeitig Schulden abzutilgen, und dazu, die Aus­
gleichsrücklage aufzufüllen. Ich möchte sagen, daß 
mir insbesondere die letzte Zielsetzung, nämlich 
die Ausgleichsrücklage aufzufüllen, äußerst sym­
pathisch ist, weil sie nach meiner Auffassung eine 
der wenigen Maßnahmen ist, die könjunkturpoli­
tisch wirklich von Bedeutung sind. Die vorzeitige 
Schuldentilgung und die Speisung ·des Außeror­
dentlichen Haushalts aus ordentlichen Mitteln sind 
für den Staat zweifellos sehr angenehm, aber kon­
junkturpolitisch ist es doch so, daß die nicht be­
nötigten Anleihemittel frei werden, auf den Kapi­
talmarkt zurückfließen und selbstverständlich von 
der Wirtschaft anderweitig in Anspruch genommen 
werden. 

Eines ist sicher, nämlich, daß eine große Beweg­
lichkeit innerhalb des Haushalts vorhanden ist 
und daß diesmal für 1962 das Argument der „Dik­
tatur der leeren Kassen" bei politisch bedeutsamen 
Anträgen überhaupt nicht ins Gewicht fallen und 
auch nicht angeführt werden kann. 

Die Verschuldung des Freistaats Bayern hat der 
Herr Staatsminister der Finanzen gegen Schluß 
seiner Ausführungen, bevor er zum kommunalen 
Finanzausgleich kam, etwas besorgniserregend vor­
getragen. Hierin kann ich ihm nich.t ganz ·folgen. 
Die Verschuldung ist nicht so besorgniserregend. 
Wenn ich mir den Entwurf des Haushalts 1962 an­
schaue, sehe ich, daß für den Zinsendienst 132,4 
Millionen DM eingesetzt sind, während das Ge­
samtvolumen etwa 6 Milliarden DM beträgt. Wenn 
man sich demgegenüber überlegt, was mit dieser 
zwangsläufigen Verschuldung in den vergangenen 
Jahren alles an Aufbauleistung geschaffen werden 
konnte, kann man zweifellos nicht davon sprechen, 
daß diese Verschuldung beunruhigend wäre. Ich 
sage das deswegen, weil ich der Auffassung bin, 
daß man jetzt, wo die Kassen so voll sind, be­
stimmte Probleme anpacken kann, die von uns al­
len gemeinsam schon lange gefordert worden sind, 
die aber niemals in dem Maß angepackt werden 
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konnten, weil einfach die Mittel nicht da waren. 
Jetzt sind die Mittel vorhanden, und ich glaube, 
daß man jetzt, wo man die wirtschaftliche Entwick­
lung für das nächste Jahr einigermaßen sehen 
kann - auf die Dauer können wir nicht voraus­
sagen, wie die Dinge weitergehen-, für diese ge­
meinsamen Probleme sogar noch etwas mehr tun 
sollte als im Entwurf des Staatshaushalts bereits 
steht. 

Gestatten Sie mir noch einige Ausführungen 
zum Problem Bund und Länder. Der Herr Staats­
sekretär Hettlage hat die Diskussion darüber, ob 
die Länder sehr reich wären und der Bund seh1 
arm wäre, entfacht. Ich sage deswegen etwas zu 
dieser Diskussion, weil es mir scheint, daß dies 
eine psychologische Vorbereitung für· einen Vor­
stoß des Bundes auf das Finanzverfassungsgesetz 
sein soll. Ich darf da einen Zeugen aufrufen, der 
sicherlich etwas unverdächtiger erscheint, als es 
ein Sozialdemokrat sein würde, nämlich den ba­
den-württembergischen Finanzminister Müller in 
seiner Haushaltsrede, aber auch den bayerischen 
Finanzminister Eberhard, der in einem Artikel im 
„Münchner Merkur" ebenfalls zu diesem Problem 
Stellung genommen hat, und den Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen - ebenfalls ein 
,unverdächtiger Zeuge -, der sich gleichfalls mit 
diesem Problem beschäftigt hat. Alle kommen mit 
dem zur Verfügung stehenden Zahlenmaterial zu 
dem Schluß, daß der Bund ungefähr in gleicher 
Weise an der Aufwärtsentwicklung der Einnah­
men teilgenommen hat wie alle Länder zusammen 
- im Gegenteil, die ·Zahlen zeigen ganz kla:r, daß 
die Aufwärtsentwicklung auf der Einnahmenseite 
beim Bund sogar noch größer gewesen ist, als das 
bei den Ländern der Fall war. · 

Ich darf Ihnen nur drei Zahlen nennen: z. B. 
betrug das Gesamtsteueraufkommen im Jahre 1958 
ca. 43,9 Milliarden; davon entfielen auf den 
Bund 28,9 Milliarden und auf die Länder 14,9 Mil­
liarden. 1959 Gesamtaufkommen ca. 49,7 Milliar­
den; davon bekam der Bund 32,5 Milliarden und 
die Länder 17 ,1 Milliarden. Sie sehen, daß der Bund 
sogar eine Milliarde mehr an Einnahmen in die­
sem Rechnungsjahr zu verzeichnen hatte als alle 
Länder zusammen. Im Kalenderjahr 1960 ist un­
gefähr die gleiche Entwicklung festzustellen: Die 
Gesamteinnahmen betragen 56,2 Milliarden; hier­
von entfallen auf den Bund 36,1 Milliarden und 
auf die Länder 20,1 Milliarden. Auch hier also eine 
vollkommen ähnliche Entwicklung, so daß die Aus­
führungen des Herrn Staatssekretärs Hettlage 
wirklich bloß als eine propagandistische Vorberei­
tung gewisser Maßnahmen, die vom Bunde her 
schon lange diskutiert worden sind, zu verstehen 
sind. 

Dazu kommt noch - und es erscheint mir wich­
tig, das noch einmal vor der Öffentlichkeit festzu­
stellen-, daß der Bund 1958 sogar 2,1 Milliarden 
DM weniger ausgeben mußte, als veranschlagt war, 
und daß er deswegen die Anleihe von 1,8 Milliar­
den DM, die gezeichnet werden sollt~, aus Haus-

/ 
/ 

haltsmitteln, also aus Einnahmen des Ordentlichen 
Haushalts, decken konnte und darüber hinaus so­
gar noch ungefähr 1,6 Milliarden DM an den 
Außerordentlichen Haushalt zur Finanzierung die­
ser Aufgaben abgeführt hat. 

1959 war die Entwicklung beim Bund zwar et­
was schlechter; aber das kam auch davon, daß be- · 
stimmte einmalige, vordringliche Verpflichtungen 
auf ihn zukamen. Trotzdem hat der Bund auch 
damals einen großen Teil seines Außerordentli­
chen Haushalts aus ordentlichen Einnahmen dek­
ken können, also keine Anleihen aufzunehmen 
brauchen. Und im Kalenderjahr 1960 ist beim Bun­
deshaushalt in den Abschlußzahlen, wenn wir auf 
das Kalenderjahr umrechnen, wieder eine Mehrein­
nahme von ungefähr 594 Millionen DM zu verzeich­
nen, also ein Überschuß von 594 Millionen DM. 
Dazu kommen Ausgabenreste im Jahre 1958 in 
Höhe von 9,2 Milliarden DM, die 1960 immer noch 
5,4 Milliarden DM betragen. 

Ich glaube, diese Zahlen zeigen ganz klar, daß 
.die Entwicklung der Einnahmen beim Bund min­
destens genauso - im Gegenteil, nach den Zahlen 
sogar besser - ist, als das bei den Ländern der 
Fall ist. Gerade deswegen erscheint es mir berech­
tigt, zu sagen, daß diese Bemerkungen des Herrn 
Staatssekretärs Hettlage vollkommen falsch sinr\ 
und daß er von dieser Seite an die Finanzverfas~ 
sung nicht herankommen kann. Wir kennen den\ 
neuen Bundesfinanzminister noch nicht. In Bonn 
dauert's etwas länger. Wir haben heute aus den 
Nachrichten erfahren, daß in dieser Woche der 
neue Bundeskanzler - der steht jedenfalls fest -
wahrscheinlich noch nicht gewählt wird. Aber das 
Sonstige wissen wir noch nicht. Er steht auch noch 
nicht fest. Aber nach den Beispielen des Umfallens, 
die wir in der letzten Zeit bekommen haben, scheint 
der Bundeskanzler festzustehen. Nun, meine Da­
men und Herren, weil wir den neuen Bundesfinanz­
minister noch nicht kennen, wissen wir auch nicht, 
was auf diesem Gebiet letzten Endes noch auf uns 
zukommen wird. 

Ich darf, weil wir beim Verhältnis zwischen 
Bund und Ländern sind, gleich die Frage der 
Ausgleichsforde1·unge11 ganz kurz behandeln. Der 
Herr Finanzminister hat hier einen Appell an die 
Sozialdemokratische Fraktion - nicht an den Baye­
rischen Landtag, sondern an die Sozialdemokraten 
hier allgemein - gerichtet und gesagt, man sollte 
doch die ablehnende Haltung zu dem Vergleichs­
vorschlag, der zwischen den Finanzministern und 
dem Bundesfinanzministerium ausgearbeitet worden 
ist, aufgeben und ihm zustimmen. Sie können sich 
noch gut erinnern, daß dieser Vergleichsvorschlag 
sehr hart diskutiert worden ist. Wir haben ihn hier 
diskutiert; er ist in den anderen Länderparlamen­
ten und auch in der Finanzministerkonferenz 
diskutiert worden. Ich glaube, der Vergleich ist 
zweifellos ein diskutabler Vorschlag, aber, meine 
Damen und Herren; die Sozialdemokratische Frak­
tion. und auch die Sozialdemokratische Partei als 

· Gesamtpartei hat Bedenken, wegen dieses Ver­
Oeichs von seiten. der Länder auf alle Ansprüche, 

1/ die nach Artikel 120 des Grundgesetzes bestehen, 
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zu verzichten. MeiD.e Damen und Herten, wir Wis::­
sen noch nicht - ich setze ein großes Fragezeichen 
,hin' _:.__,. was endgültig an Kriegsfolgelasten auf 
uns zukommt. Ich glaube, es wäre deswe·gen schon · 
zu überlegen, ob die Länder wegeh dieses . Ver-, 
gleicli.s mit allem, was darin eingepackt ist, von 

1 sich aus auf die Bestimmungen des Artikels 120 
des Grundgesetzes ·verzichten sollen. Der Herr .Fi-· 
nanzminister hat davon gesprochen, daß man hier 
einige Mißverständnisse ausräumen und nach die:. 
ser · Aufklärting ·vielleicht doch einen Weg finden 
v_;ird, 'zuzustimmen. Nun, Herr Finanzminister, wir 
warten aµf diese Aufklärung. Sie wissen ja, daß 
die Sperrminorität der deutsch'en Sozialdemokratie 

'im 'Bundestag Gott sei Dank gestiegen ist, und 
wir sind sehr froh 'darüber, daß wir in der Lage 
sind, <;loch noch Dinge. zu bestimmen und zu ver:.. 
hilldern, wenn es notwendig· ist. Das waren ein­
mal zwei Gedankengänge zum 'Verhältnis Bund 
und Länder,· die· mir. in. der Betraclitung dieses 
Verhältnisses wichtig erscheinen. · 

Nun zum Haushalt 1962! Der bayerische Staats;_ 
,J:i:aushalt erreicht jetzt die 6-Milliarden-Grenze. Ich 

' erinnere mich· noch daran, als unser leider erkrank­
ter Kollege Winkier im Haushaltsausschuß sehr 
·ärigstlich sagte: Um. Gottes willen,· keine Anträge 
mehr; sonst wird die 4-.Milliarden-Grenze 'über­
schritten! Später war:en es 5 Milliarden, und die . 

· .Koa~itionsfraktionen mußten sich unter das Joch 
beugen; es ging einfach nicht mehr. Herr Kollege' 
Winkler sagte darin: Es ist unmöglich; wfr kön­
nen es uns nicht leisten. - Jawohl, Frau Kollegin 
Nägelsbach, Sie waren eine von denen, die sich 

. beuge_n mußten. , · 
-;. ~ ' 11 

(Heiterkeit) 

Wir haben es im Haushaltsausschuß erlebt, wie 
Sie, nicht gerade freundlich Ihrer eigenen Fraktion 
gegenüber gestimmt, aus dem Saal gegangen sind., 
Es handelte sich oft nur um kleine Beträge, und 
man. sagte, man müßte am Haushalt~ansatz fest~ 

. halten, weil man dieses ständige Wachstum des 
Haushalts gar nicht mehr verantwor1;en könne. 

' ., 

Nun, ~eine Damen und Hehenj ich gehöre nicht· 
zu denen, die unbedingt , jubilieren, wenn das 
Haushaltsvolumen immer größer wird, weil ich die 
Volkswirtschaftlichen Probleme, die damit zusam- .· 
menhängen, keinesfalls unterschätze. Auf der· ande-

. ren Seite aber haben wir eben heute ein Volumen 
von über 6 Milliarden und wir· haben allein von 
1961 auf 1962 eine Erhöhung um 1 Milliarde DM. 
Das ist zweifellos eine Art Rekordvolumen von 
allen Haushalten, die· wir bis jetzt ztl beraten hat­
ten. Nun, das war für uns nichts Neues. Da der 
Senat die Haushaltspläne schon vor uns berät, ha­

:ben wir bereits in den Zeitungen lesen können, wie 
die Einzelpläne ausgestattet sind. 

Nun zu de'.n Pers6nalausgaben, dem ersten 
P~nkt, den der I:Ierr Finanzminister bei der Be;­

·. trachtung des' Haushalts. herausgegriffen hat; ]eh 
würde warnen, die Entwicklung der Personalausga­
ben nach reinen Proze:i:J.tzahlen zu sehen; 

(Sehr . tichti?!) 

i 

denn be.i eipem so sprunghaften W achst~m des G~- . 
samtvolumens niüssen wir die absoiuten Zahien 
sehen. Nur wenn wir die absoluten Zahien, nämlich 
·die Ausgaben fü!' .. den einzelnen Zweck, sehen, ,kön­
nen wir uns ein wenig ein Bi1d von d~r wirklichen, 
Entwicklung machen. Aber .was mich besonders in.:.. 
teressiert - 'und das werden Sie- mir nicht übel 

. nehmen -, ist, einige Betrachtungen über den Stel­
'. leristop ,anzustellen. Es ging damals ein bißchen 

stürmisch in diesem Hohen Hause her, als • die 
Frage des Stellenstops ]Jehandelt wurde: Ich hab'e. 
damals gesagt, erstens einmal .kann mari ihn nicht 
4urchhalten und zweitens werden wir erleben, daß 
dann, wenn der Stellenstop praktisch aufge):loben 

. wird, ''das Doppelte a.n Stellen· genehmigt werden 
, muß. Nun, ;meine Damen und Herren, was ist' ein-· 

getreten? Zweifellos ist - das is~ richtig - 'yine ' 
Veischie.bung dieser Belasturig um m1gefähr · ~in · 
Jahr erreicht worden. Ich habe bei der Beratung 
des Nachtragshaushalts 1961 v:on c1iesei Stelle aus 
darauf hingewiesen, daß man, weil man einfach aus. 
Prestigegründen eine Stellenmehrung nicht ztige­
ben·wollte, durch Hintertürchen Stellen in die Glö­
balansätze hineingesetzt hat, die im Stellenplan hät-

. ten; ausgebracht werden müssen. Wir haben vor­
ausgesagt, man kann bei den Universitäten, in der 
Kulturpolitik auf. diese Z~it hinaus einfach keinen 
Stellenstop verfÜ.gen, sondern man muß hter be:. . 
wegl:i.ch bleiben. Das ist richtig und' hat sich be-· 
wahrheitet. Nun die Zahlen! 1959 ~ wenn ich ein­
mal den Haushalt vor· dem, Dop'pelhaushal~ an­
schaue - hatten wir eihe Mehrung um: 2146, Stel­
len: Im Haushaltsentwurf ~962 sind - bis jetzt, 
-sage ich; denn es kommen noch einige Wünsche,· 
und :ich weiß nicht, ob die feste Disziplin der Koa­
litionsparteien immer so .sein;' wird, wie sie in ,der 
letzten Zeit gewesen ist-, ' 

.(Abg. Dr. Heubl: Ausprob'iert!) 

- werden 'wir schauen! ~ 4900 neue Stellen. Das 
ist rp.ehr als das. Doppelte, wenn ich es , mit dem · 

. letzten Haushalt vor dem Doppelhaushalt verglei­
che. Das ist genau die Konsequenz, die ich voraus­
sagte: Wenn wir Jetzt· stöppen, dann werden wir, 
wenn wir die Dinge wieder freigeben, eben das 
Doppelte geben müssen. Der Finanzminister und· 
die Staatsregierung mußten von sich aus sagen, 
daß das,~ was sie vorschlagen, notwendig wäre, und 
daß auch , die Stelienhebungen notwendig · sind, 

, über 8000, dfo vorgeschlagen worden sind. ICh · bin 
der Auffassung, daß das richtig ist; denrt gerade auf 
dem Gebiet der alles umfassenden Kulturpolitik ist 
es eben einfach notwendig, daß wir auch die Stel­
len schaffen, damit die Voraussetzungen für die 
Arbeit vorhanden sind. Sie sehen also, daß unsere 
Betrachtungen bei der Debatte um den Stellen­
stop gar nicht so von der Hand zu Weisen waren, . 
sondern daß sieh die' Argumente als richtig her-'• 
ausstellen. Dazu kommt noch, daß der Finanzmini-·. • 
ster eine Novellierung des Bayerischen Beamten­
und Besoldungsgesetzes angekündigt hat, Das wer:'.: 
den wir wahrscheinlich im Jahr 1962 bekommen. . . 

Und jetzt haben wir gerade gehört, daß c;I.ie 
Ausschüsse wahrscheinlieh schon am Donnerstag 
die Frage· der Weihnac;htsgr::1tifikaiion für die Be-
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amten behandeln werden. Ich freue mich, daß die 
Staatsregierung, nachdem der Gesetzentwurf der 
Sozialdemokratischen Fraktion bereits eingereicht 
war, nun einen gleichlautenden Gesetzentwurf, wie 
ich erfahren habe, von sich aus eingereicht hat. 

(Heiterkeit bei der BP) 

Ich glaube, es ist gut, wenn endlich einmal die 
Debatte, die jedes Jahr wiedergekehrt ist, zu einer 
Regelung führt, und ich hoffe, daß Bundestag und 
Bundesregierung sich dieser Regelung nicht ver­
schließen. Wir müssen endlich so weit kommen, 
daß Länderbeamte und Bundesbeamte in dieser 
Frage gleichmäßig behandelt werden. Es wäre sehr 
schlecht, wenn Bundestag und Bundesregierung die 
Bundesbeamten ausschließen würden. 

(Abg. Dr. Heubl: Steht doch heute schon in 
der Zeitung, daß die Bundesregierung es 

auch macht!) 

- Die Bundesregierung macht es auch, Sie sehen, 
ich habe die Zeitung noch gar nicht gelesen. Aber 
nachdem wir nicht wissen, wann die neue Bundes­
regierung antritt, kann man nicht genau sagen, 
was in Bonn passiert. 

(Abg. Dr. Merle Ihr wäret froh, wenn es 
noch lange dauern würde!) 

Die Finanzministerkonferenz hat sich dieser Rege­
iung auch angeschlossen und alle Länder werden 
sie übernehmen. Wenn der Bund es auch tut, wäre 
zweifellos ein Schlußpunkt unter eine Debatte ge­
setzt, die nicht immer zu den besten Debatten im 
Bayerischen Landtag gehört hat. Das ist eine er­
freuliche Entwicklung, die wir feststellen können. 

Wenn wir die übrige Ausgabenseite des Haus­
haltsentwurfs 1962 noch etwas unter die Lupe 
nehmen, die - worauf der Herr Präsident schon 
hingewiesen hat - diesmal durch die Scheinwerfer 
eine Verstärkung erhalten hat, so können wir 
feststellen, daß die Schwerpunktbildung im Haus­
halt in wesentlichen Punkten der Schwerpunktbil­
dung entspricht, wie sie sich die Sozialdemokrati­
sche Fraktion seit Jahren bereits vorgestellt hat. 
Allerdings bleibt eine Reihe von Punkten, wo wir 
der Auffassung sind, daß noch mehr getan werden 
muß. 

(Abg. Dr. Merk: Wie immer!) 

- Herr Kollege Dr. Merk, Sie waren noch nicht 
in der Opposition, die haben Sie noch nicht mit­
gemacht, aber es kann noch kommen. 

(Heiterkeit) 

- Man soll in der Politik niemals „niemals" sa-
gen 

(Abg. Dr. Heubl: Aber auch nicht prophe­
zeien, beides nicht!) 

- Man soll niemals „niemals" sagen. 

(Abg. Dr. Held: Auch nicht in Bonn!) 

3 

- Auch nicht in Bonn. Der Herr Minister hat ge­
sagt, von Bonn kommt kein Segen. Das kann ich 
unterstreichen. 

(Heiterkeit) 

Ich komme noch darauf. Ich zitiere Ihnen noch aus 
seiner Rede, es war eine sehr schöne Formulierung. 

Meine Damen und Herren! Weil ich gerade bei 
den Schwerpunkten bin, so bitte ich doch den 
Herrn Finanzminister, seiner „Christlich-Sozialen 
Correspondenz" einmal den Rechenstift ein biß­
chen beizubringen. Ich habe die Correspondenz 
von heute in der Hand und kann nicht annehmen, 
daß der Herr Finanzminister sie vorher gesehen hat, 
sonst wären manche der maßgeblichen Fehler dar­
in nicht enthalten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heubl) 

- Ja, Herr Kollege Dr. Heubl, die Korresponden­
zen haben es in sich. 

(Abg. Dr. Heubl: Das ist eine Erkenntnis 
auch für die SPD!) 

Aber der Herr Minister sollte sich die Mühe i."la­
chen, auch dem Fraktionsvorsitzenden der c~·u 
einmal die Dinge nachzurechnen. Ich möchte da eiti.­
mal einen gelinden Ausdruck gebrauchen. Es ist ein 
Irreführen der Öffentlichkeit, wie hier zu dem 
Schwerpunktprogramm der Sozialdemokratischen 
Partei mit glatten Rechenfehlern Stellung genom­
men wird. Die Darstellung muß von jemandem ge­
schrieben worden sein, der zum mindesten Kapitel 
und Titel des Haushaltsplans nicht genau kennt. 

(Abg. Dr. Oechsle: Rechnen ist Glücks-
sache!) 

Ich möchte bitten, daß man das überarbeitet. l\JT:iD: 
hat Pech damit gehabt. Ich will auf Ein:zr'~1eiten 
nicht näher eingehen, aber eine „Chril'<-:rcli-Soziale 
Correspondenz" sollte es in diesen :r,~ngen ganz be­
sonders genau nehmen. 

(Abg. Dr. Heubl: Das gilt für die Sozial­
demokratie ebenso!) 

Da gibt es nämlich verschiedene Dinge, die dort 
sehr verbindlich sein sollen. 

(Abg. Dr. Merk: Bei Ihnen wohl nicht!) 

- Doch, sehr verbindlich sein sollen, habe ich ge­
sagt. 

Ich möchte dann zum nächsten Schwerpunkt 
kommen, zu Fragen der Kulturpolitik, wo wir, 
meine Damen und Herren von der CSU, uns zwei­
fellos in wesentlichen Punkten begegnen. Es ist gut 
so, wenn Opposition -und Regierungsparteien in ih­
rer Schwerpunktbildung die gleiche Richtung nach 
außen und innen vertreten. Der Herr Kultusmini­
ster ist einige Male vom Herrn Finanzminister an­
gesprochen worden. Der Herr Finanzminister hat 
seinen Kulturtag gehabt, wie er seine Rede hielt, 
und ich möchte sagen, der Herr Kultusminister 
versteht es glänzend, der Entwicklung immer nicht 
nur zu folgen, sondern sogar ein kleines Schrittehen 
vorauszueilen. Ich kann mich erinnern, daß der 
Her:i: Staatsminister für Unterricht und Kultus in 
di0sem Hohen Hause und in den Ausschüssen sehr 
/ewichtige Argumente gegen die Gründung einer 
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Universität in Regensburg vorgebracht hat. Vor 
der Presse sagte er: Unmöglich, nichts zu machen! 
Aber ich glaube, er hatte genaue Informationen, 
was die CSU-Fraktion beschließen würde; denn er 
brachte ein Gutachten mit, daß die Universität in 
Regensburg notwendig wird. 

(Heiterkeit) 

Das nenne ich ein schnelles Schalten des Herrn 
Kultusministers. Wir sind das von ihrn so in etwa 
gewohnt. Wir haben nun aus der Presse erfahren, 
daß sich die CSU-Fraktion in ihrer Mehrheit 

(Zuruf von der CSU: Einstimmig!) 

- einstimmig sogar, glänzend, ich war nicht dort, 
ich kann nur Zeitung lesen - für die Neugrün­
dung in Regensburg ausgesprochen hat. Es haben 
nun also alle Parteien zum Ausdruck gebracht, die 
Regierung solle sich bemühen, daß die nach den 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates für Süd­
deutschland angeregte Universität nach Bayern 
kommt, und zwar in Regensburg gegründet wird, 
wobei der Ausbau der bestehenden Universitäten 
nicht leiden darf. Ich glaube, meine Damen und 
Herren, das ist der gleiche Beschluß, den auch die 
Christlich-Soziale Union gefaßt hat. Und ich bin 
der Meinung, bei der gegenwärtigen Finanzlage ist 
es keine Unmöglichkeit, im Gegenteil, man kann 
diese Dinge .tun. 

(Abg. Drexler: Technische Hochschule 
Nürnberg!) 

- Die Technische Hochsclmle Nürnberg ist eben­
falls zur Diskussion gestellt worden, und zwar war 
zunächst einmal von einer „Technischen Fakultät" 
die Rede; auch ein Antrag, der von Ihnen mit un­
terschrieben worden ist 

(Zuruf des Abg. Drexler) 

- und sogar gestellt worden ist, wenn ich mich 
richtig erinnere, Herr Kollege Drexler! Ich glaube 
also, daß auch diese Entwicklung vorangeht. 

Nun, wenn ich die vielen Lehrstühle betr;:tchte, 
die hier bei den Universitäten neu geschaffen wer­
den sollen, so habe ich an den Herrn Kultusmini­
ster die Bitte, er wolle sich mit dafür einsetzen, 
daß rnan an einer bayerischen Universität einen 
Lehrstuhl für die Geschichte, aber auch für die 
gegenwärtige Entwicklung in den sogenannten Ent­
wicklungsländern schafft; denn ich glaube, das fehlt 
uns sehr. Wir brauchen einen solchen Lehrstuhl, 
um die Entwicklungshelfer, die von allen Frak­
tionen in allen Ländern und im Bundestag gefor­
dert werden, erst einmal mit dem für ihre Auf­
. gabe notwendigen Rüstzeug zu versehen, damit sie 
in den betreffenden Ländern das auch tun können, 
was sie als Entwicklungshelfer tun sollen. Ich 
glaube, die Mittel für einen solchen Lehrstuhl wä­
ren sehr gut angelegt und Wir könnten uns durch 
eine gute Vorbereitung der Entwicklungshilfe viel­
leicht auch manche Gelder sparen. Wir sollten 
schnell handeln; denn die besten Leute auf diesem 
Gebiet werden zur Zeit alle nach Amerika geholt 
und erhalten an den dortigen Universitäten solche 

Lehrstühle. Ich glaube deswegen, Herr Minister, 
daß wir uns auch in Bayern bemühen sollten, un­
ter den 70 Lehrstühlen einen solchen Lehrstuhl zu 
schaffen. 

Über das Schulfinanziemngsgesetz möchte ich 
heute wenig sagen; denn sein Entwurf liegt uns 
noch nicht vor. Auch der Senat berät ihn noch 
nicht, weil er zur Zeit mit den Haushaltsberatungen 
beschäftigt ist. Wenn uns die Staatsregierung den 
Entwurf zuleiten wird, so werden wir als Sozial­
demokratische Fraktion die Vorlage prüfen. Wir kön­
nen aber heute schon sagen, daß wir uns auf jeden 
Fall energisch dagegen wenden werden, wenn in 
diesem Entwurf eine Schlechterstellung der öffentli­
chen Schulen im Vergleich zu den Privatschulen 
vorgesehen sein sollte. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Ich glaube, daß das auch das Anliegen des gesam­
ten Hohen Hauses sein wird. Ich kenne den Ent­
wurf im .einzelnen jetzt noch nicht, aber ich glaube, 
daß solche Tendenzen zumindest herausgelesen wer­
den können. 

(Zuruf von der CSU) 

- Herausgelesen, nicht hineingelesen! -
Ein anderer Schwerpunkt ist das Problem der 

Förderung des technischen Nachwuchses. Meine 
Damen und Herren, ich kann hier mit einer ge­
wissen Genugtuung sagen, daß die SPD zu einer 
Zeit, als man in diesem Hohen Hause noch mit­
leidig darüber· lächelte, die Problematik des tech­
nischen Nachwuchses und seiner Förderung hier 
angesprochen hat. Es ist eine gewisse Genugtuung 
für mich, heute zu erkennen, daß der damalige 
„Rufer in der Wüste" - möchte ich fast sagen -, 
unser Kollege W aldemar von Knoeringen, heute 
durch die Entwicklung voll und ganz recht bekom­
men hat und daß die Bayerische Staatsregierung 
heuer und auch bereits im vorigen Jahr die Frage 
des technischen Nachwuchses mit als einen Schwer­
punkt herausgestellt hat. Die Pionierarbeit, die un­
ser Kollege Waldemar von Knoeringen in dieser 
Hinsicht geleistet hat, wurde also von Erfolg ge­
krönt. 

Meine Damen und Herren! Was die Ingenieur­
schulen betrifft, so begrüßen wir den Fünf-Jahres­
Plan, den die Bayerische Staatsregierung vorlegen 
wird; er entspricht auch unseren Planungen. Aber 
eines möchte ich noch sagen: Wir dürfen da­
bei - -

(Zuruf) 

- ich kenne die Planungen so ungefähr, Herr 
Kollege, und weiß, daß hier bei den Baumitteln 
eine wesentliche Verbesserung vorgesehen ist. Diese 
Entwicklung sollte vorangetrieben werden . 

Was aber noch dazu kommt, ist die Frage der 
Betriebszuschüsse für die nichtstaatlichen Inge­
nieurschulen. Hier ist bereits eine Erhöhung vor­
gesehen, das wird anerkannt. Aber wir glauben, 
daß diese Erhöhung nicht genügt und daß wir hier 
noch mehr tun müssen. Die Sozialdemokratische 
Fraktion hat einen diesbezüglichen Antrag gestellt, 
und wir hoffen, daß sich die Regierungsparteien 
diesem Anliegen nicht verschließen werden. 

i 
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Da ich nun von den Anträgen der Opposition 
spreche, möchte ich eine grundsätzliche Bemerkung 
dazu machen. Es wurde mir berichtet, daß ein Re­
gierungsmitglied kürzlich in einer Rede gesagt ha­
ben soll, die Opposition solle sich nicht einbilden, 
daß sie die Regierung durch Anträge an irgend­
etwas zu erinnern brauche. 

(Hört! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hoffen, daß 
diese Ausführungen nicht so gemeint sind, als ob 
die Opposition überhaupt keine Anträge mehr stel­
len sollte. Ich kann das nicht annehmen. Aber ich 
glaube, eine solche Formulierung sollte sich ein 
Regierungsmitglied sehr gut überlegen; denn es 
ist das Recht eines jeden Abgeordneten, Anträge 
in diesem Hohen Haus zu stellen, und es ist die 
Verpflichtung der Opposition, die Schwerpunkte 
herauszugreifen, wo sie der Auffassung ist, daß 
eben mehr getan werden kann. Sie hat auch oft 
gezeigt, daß :finanziell die Voraussetzungen dafür 
da sind, daß auch mehr getan werden kann. 

(Abg. Dr. Hoegner: Eine solche Äußerung ist 
verfassungswidrig und gegen die Rechte des 

Parlaments!) 

- Ich habe absichtlich nur gesagt, „es wurde mir 
berichtet", und ich hoffe und nehme im Interesse 
der Entwicklung an, daß das falsch war. 

(Abg. Euerl: Dann darf man es aber auch 
nicht so sagen!) 

- Herr Kollege Euerl, Sie müssen vorsichtig sein 
mit einem solchen Zwischenruf; wir haben schon 
einige Male Dinge hier erlebt - -! 

Nun, „eine andere Initiative" der Staatsregie­
rung, sagte der Herr Minister, sei die Förderung 
des Sports gewesen, und zwar die Erhöhungen, die 
für diesen Zweck in diesem Haushaltsplan stehen. 
Dazu darf ich Ihnen gleich chronologisch einiges 
Wenige sagen. Ich darf Sie daran erinnern, daß 
wir uns in der Debatte zum Nachtragshaushalt 1961 
hier um einige 100 000 DM Erhöhung für den 
Schulsport gerauft haben, 

(Frau Abg. Laufer: Jawohl!) 

und daß die Regierungsparteien, die - wie soll 
ich sagen? - schon ein wenig aufgeweicht waren, 
dann durch den persönlichen Einsatz des Finanz­
ministers wieder zusammengeschweißt wurden, und 
dann wurden die Anträge abgelehnt. 

(Zuruf des Abg. Ospald) 

Ein Antrag, und zwar von der Sozialdemokrati­
schen Fraktion, wurde allerdings angenommen, 
nämlich der Antrag, einen Landessportplan auf 
der Basis des Goldenen Plans der Deutschen 
Olympischen Gesellschaft vorzulegen. Dieser Lan­
dessportplan liegt nun vor,· und ich freue mich, 
feststellen zu können - -

(Zuruf von der SPD) 

- Er ist angekündigt, sagen wir es so, seien wir 
vorsichtig! 

(Zuruf von der SPD: Demnächst!) 

Und ich freue mich, daß die Staatsregierung hier 
einem Sozialdemokratischen Antrag entsprechen 
wird. Auch hier bitte ich, die „Correspondenz" zu 
korrigieren: Die Zahlen, die dort für die Sportför­
derung genannt werden, stimmen gar nicht; denn 
man verwechselt völlig die Titel. Der Antrag der 
Sozialdemokratischen Fraktion zum Titel „Schul­
sport" deckt sich genau mit dem, was die Regie­
rungsvorlage vorsieht. 

(Abg. Dr. Merk: Löblich!) 

- Richtig, das ist sehr gut; denn der Antrag wurde 
bereits am 28. Juni gestellt, also hat die Regierung 
ihn aufgegriffen und verwirklicht. Eine gute Sache. 

(Abg. Dr. Heubl: Ihr glaubt, wenn Ihr den 
nicht gestellt hättet, wäre uns das nie ein-

gefallen - sowas an Überheblichkeit!) 

- Entschuldigen Sie, Herr Kollege Heubl, das 
Wort „Überheblichkeit" möchte ich überhört ha­
ben; ein solcher Zwischenruf, glaube ich, ist nicht 
gerechtfertigt. - Ich habe nur festgestellt, daß am 
28., Juni die Sozialdemokratische Fraktion diesen 
Antrag gestellt hat und daß in der Vorlage des 
Haushaltsentwurfes nun diese Summe enthalten 
ist. Das sind Tatsachen. Was ich davon ableite, ist 
meine eigene Sache. Was Sie davon ableiten, ist 
Ihre eigene Sache. Aber daran ist jedenfalls nichts 
zu ändern. 

Beim Vereinssport sind wir allerdings der Mei­
nung, daß noch mehr getan werden kann und 
mehr getan werden muß. Wir haben in unserem 
Schwerpunktprogramm diesen Antrag bereits kon­
kret gestellt. 

Ich habe es sehr bedauert, daß der Herr Staats­
minister kein Wort zur Erwachsenenbildung gesagt 
hat. 

(Frau Abg. Laufer: Sehr richtig!) 

Els steht zwar auch wieder in der Correspondenz, 
daß im vorigen Jahr der Betrag für die Erwachse­
nenbildung wesentlich erhöht worden ist. Meine 
Damen und Herren, nach langem Kampf und Sit­
zungsunterbrechungen war die Staatsregierung 
endlich bereit, 200 000 DM zuzulegen. Wir sind der 
Meinung, daß wir für eine so wichtige Frage wie 
die Erwachsenenbildung bei einem solchen Haushalt 
mit einem solchen Volumen mehr ausgeben kön­
nen. Wir haben daher den Antrag gestellt, die 
Mittel um 1 Million DM zu erhöhen. 

(Abg. Bezold: Um oder auf 1 Million?) 

- Um 1 Million! 

Der Altenplan, meine Damen und Herren, ist 
auch so eL'le Sache. Auch das wird als eine neue 
Initiative der Staatsregierung hingestellt. Ich darf 
Sie aber daran erinnern, daß zu den Beratungen 
des Nachtragshaushalts 1961 die Sozialdemokratische 
Fraktion den Antrag auf einen Altenplan einge­
reicht hatte und daß. die Regierungsparteien da-

. mals diesen Plan abgelehnt haben. Wir sind es in 
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diesem Haus schon gewöhnt, daß man von seiten 
der Regierungsparteien zuerst die Anträge ablehnt, 
wenn sie von der Opposition kommen, um sie 
dann später selbst als Ideen der Regierung zu 
bringen. 

(Zuruf) 

Eine solche „Initiative" ist eine Spätzündung. 
Meine Damen und Herren, es kommt uns auch 
nicht auf das Recht der Erstgeburt an. Entscheidend 
ist, daß auf diesem Gebiet etwas geschieht. Wir ha­
ben bereits im Juni 1961 wieder den Antrag gestellt, 
und es ist nun angekündigt - einige Mittel stehen 
ja bereits im Haushalt -, daß der Altenplan un­
gefähr in der Größenordnung, wie er von uns be­
antragt wurde, auch durchgeführt werden soll. 

Zum Wohnungsbau wird mein Kollege Högn 
Ausführungen machen, so daß ich dieses Kapitel 
ausklammern darf. 

Ich darf aber noch etwas sagen zur Frage der 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung. Dies 
hängt auf das engste mit dem Wohnungsbau zu­
sammen; denn Sie wissen, nach dem Bundeswas­
sergesetz dürfen keine Baugenehmigungen mehr 
erteilt werden, wenn die Frage der Abwasserbe­
seitigung nicht gelöst ist. Wir müssen °also auf die­
sem Gebiet an die Gemeinden höhere Zuschüsse 
leisten, und die Erhöhungen, die bereits im Haus­
haltsplan stehen, genügen nach unserer Auffas­
sung auch noch nicht. Wir haben deshalb einen 
Antrag gestellt, der hier eine wesentliche Erhöhung 
vorsieht. Wir haben uns von Fachleuten sagen 
lassen, daß diese erhöhten Mittel auch verbaut 
werden können und daß die notwendigen Pläne 
vorhanden sind. Die finanziellen Mittel hierfür sind 
ebenfalls vorhanden. Wir sind der Auffassung, daß 
wir als Parlament gemeinsam die Frage der Ab­
wasserbeseitigung im Zusammenhang mit dem 
Wohnungsbau anpacken sollten und daß wir diese 
Erhöhungen, wie sie die Sozialdemokratische Frak­
tion jetzt hier vorschlägt, beschließen sollten. Das 
gleiche gilt für den Bau von Wasserversorgungs­
anlagen und die. Zuschüsse für diesen Zweck an 
die Gemeinden. 

Auch beim Straßenbau sind wir der Auffassung, 
daß noch einiges geschehen kann und daß auch noch 
einiges verbaut werden kann, so daß wir also 1962 
hier noch etwas vorankommen können. 

Zum staatlichen Hochbau möchte ich nicht viel 
sagen. Ich werde später einmal an den Herrn Fi­
nanzminister die Frage richten, welche Baumaßnah­
men tatsächlich dem Baustop zum Opfer gefallen 
sind und welche Ausnahmegenehmigungen erteilt 
werden mußten, damit wir dann sehen, was die 
Maßnahme des Baustops tatsächlich an Erfolg ge­
zeitigt hat und was nicht. 

Ich darf dann noch ganz kurz darauf aufmerk­
sam machen, daß wir selbstverständlich in unse­
rem Schwerpunktprogramm zum Haushalt auch 
Fragen der Landwirtschaft, Fragen des Grenz­
lands und der Wirtschaftsförderung angesprochen 

haben. Aber damit kann ich mich in der kurzen 
Zeit nicht beschäftigen. Eine Bitte möchte ich aber 
bei dieser Gelegenheit aussprechen, Herr Finanz­
minister. Ich habe erfahren, daß das Zweitkinder­
geld an die Forstarbeiter immer noch nicht zur 
Auszahlung kommt und daß die notwendigen An-

. weisungen des Finanzministeriums fehlen. Heute 
habe ich bei der Ministerialforstabteilung feststel­
len können, daß dort alles vorbereitet ist, daß aber 
die notwendigen Anweisungen und Richtlinien von 
Ihrem Ministerium noch nicht erteilt worden sind. 
Ich bitte Sie dringend, das zu tun, damit die Forst­
arbeiter in den Genuß dieser Dinge kommen. 

Ich möchte mich nun zuletzt ebenfalls, wie der 
Herr Finanzminister, etwas mit den Fragen des 
kommunalen Finanzausgleichs beschäftigen, den 
Fragen, die zweifellos bei diesem Haushaltsplan 
für 1962 im Brennpunkt der Erörterungen stehen. 
Dieser Fragenkreis bildet seit Jahren einen wesent­
lichen Schwerpunkt sozialdemokratischer Politik. 
Lebensfähige und funktionierende Gemeinden -
darüber sind wir uns wahrscheinlich in diesem 
Hause alle einig - sind eine Voraussetzung für 
jedes demokratische Gemeinwesen, für jeden de­
mokratischen Staat. Die SPD-Fraktion hat in den 
letzten Jahren immer wieder konkrete Vorschläge 
zur Verbesserung der Finanzkraft der Gemeinden 
gemacht, und sie hat - darf ich sagen - diese 
Vorschläge nicht erfolglos gemacht, wenn auch 
Ihre Correspondenz heute anders schreibt. Es 
kann nicht wegdiskutiert werden, daß im Lauf der 
Jahre diese Vorschläge zwar einmal abgelehnt 
worden sind, im nächsten Jahr die Regierung aber 
einfach gezwungen war, die Dinge zu machen, weil 
die Schwerpunkte, die die Sozialdemokratische 
Fraktion auf diesem Gebiet aufgezeigt hatte, rich­
tig waren. Darüber war eben nicht mehr zu dis­
kutieren. 

(Abg. Dr. Merk: Es haben sich auch die 
Möglichkeiten erst im Lauf der Jahre er­

geben; es ist alles eine Frage des Zeit-
punkts!) 

- Herr Kollege Dr. Merk! Die Möglichkeiten wa­
ren vorhanden; denn wir haben jedes Mal den 
Haushalt mit einem Überschuß von bis zu 200 
Millionen DM abgeschlossen. Also von den Mög­
lichkeiten dürfen Sie nicht reden. 

(Abg. Kraus: Immer besser, als Schulden 
machen!) 

- Der Zinsendienst ist 132 Millionen DM bei 
einem Gesamtvolumen von 6 Milliarden. Also da­
mit dürfen Sie bei Gott nicht kommen, wenn es um 
diese Dinge geht. 

(Zuruf des Abg. Kraus) 

Meine Damen und Herren! Der geschlossene 
Block der Regierungsparteien hat damals dagegen 
gestimmt. Immer zuerst also die Ablehnung -
und dann wird von der Regierung selbst der Vor­
schlag aufgegriffen! Ich möchte aber genauso wie 
der Herr Finanzminister sagen, daß dieser Land-
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tag in seiner Gesamtheit ein sehr kommunalfreund­
licher Landtag ist. 

(Zuruf: Bravo!) 

Das geht zweifellos durch alle Parteien hindurch, 
wenn auch das eine einmal etwas früher und das 
andere etwas später kommt. 

(Abg. Dr. Heubl: Wenn die eine bei der 
Opposition und die andere bei der Regie-

rung sitzt, daher kommt das!) 

- Richtig! Der Herr Abgeordnete Eberhard hat 
1957 schon einen Steuerverbund von 12 Prozent 
gefordert. Heute ist er der Finanzminister. 

(Staatsminister Dr. Eberhard: X-mal 
wider legt!) 

- Es stimmt, der Antrag ist da, nur sollten die 
2 Prozent für etwas anderes verwendet werden. 

(Staatsminister Dr. Eberhard: Das ist auch 
widerlegt!) 

- Das ist gefordert worden. Damals waren Sie in 
der Opposition, da sieht es manchmal etwas anders 
aus. Herr Staatsminister, wir waren lange genug 
zusammen im Haushaltsausschuß, und ich kann 
mich sehr wohl an die Debatten um den kommu­
nalen Finanzausgleich erinnern. 

(Abg. Sackmann: Als die SPD nicht mehr 
wollte!) 

- Nein, damals war es so, daß die SPD zum 
Unterschied von Ihnen sofort noch die vernünftige 
Anregung der Opposition aufgegriffen hat. 

(Abg. Sackmann: Als es nicht mehr anders 
ging!) 

- Jawohl, Herr Kollege Sackmann, während der 
Verhandlungen nach einer Rede des Herrn Finanz­
'ministers! Ich denke an den Steuerverbund. 

(Staatsminister Dr. Eberhard: Auch nur 
dann!) 

- Das war die Viererkoalition. Nach einer Rede 
des damaligen Herrn Abgeordneten Eberhard, die 
,von uns aus gesehen in den Grurrdsätzen als rich­
tig erkannt wurde, haben wir noch während der 
Sitzung und Beratung im Haushaltsausschuß diese 
Anträge konkret aufgegriffen, eine Sache, die in 
diesem Haus bei den jetzigen Regierungsparteien 
in den ganzen Jahren niemals passiert ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Herr Staatsminister Eberhard, das ist der große 
Unterschied; denn damals, als wir um die 5 Mil­
lionen DM stundenlang debattierten, konnte Ihr 
Antrag nur durchkommen, weil innerhalb der So­
zialdemokratischen Fraktion •einige Kommunalpoli­
tiker waren, die sich von dem damaligen Finanz­
minister nicht zur Ordnung rufen ließen, sondern 
hier mit dem Gewissen gestimmt haben, was jetzt 
,ebenfalls nicht mehr vorkommt. 
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(Abg. Dr. Heubl: Herr Kollege Gabert, mit 
unserem Gewissen stimmen wir nach wie 

vor, das kann von Ihnen nicht bestritten 
werden!) 

, Herr Kollege Heubl, ein gewisser Druck wird 
manchmal von dem Herrn Finanzminister auch auf 
dieses Gewissen ausgeübt. Seien wir doch ganz 
,ehrlich: Das ist die Aufgabe des Finanzministers. 
Er hat ja auch gesagt: Glauben Sie doch nicht, daß 
die Regierungsparteien nicht alles vorher mit dem 
Finanzminister abgesprochen haben und daß sie 
unbedingt etwas anderes tun werden! - Das ist 
selbstverständlich richtig, und das haben wir in 
diesem Haus des öfteren erleben müssen. 

Nun, der wesentlichste Schritt vorwärts in die­
ser ganzen Entwicklung war zweifellos die Ein­
führung des Steuerverbundes damals, und der Herr 
Finanzminister sagte mit Recht, daß auch auf sei­
ten der kommunalen Spitzenverbände, nachdem 

.dieser Steuerverbund eingeführt worden war -
man glaubte es zum mindesten -, ein gewisser 
Ruhepunkt in der Entwicklung kommen würde. Es 
zeigte sich aber dann, daß dies noch nicht genügte. 
Wir haben erlebt, daß der Steuerverbund verbes­
sert wurde und daß das Aufkommen aus dPm Län­
derfinanzausgleich noch einbezogen wurde. Ich 
,möchte nicht mehr sagen, wer das damals be­
antragt h'at; das scheint Sie alle so zu ärgern. Aber 

..Sie wissen es ja bereits zur Genüge. 

Nun, ich kann mich •erinnern, damals wurde auch 
von allen Rednern der Ruf nach der kommunalen 
Finanzreform, überhaupt nach der großen Finanz­
reform erhoben. Ich glaube, es war beim Nach­
tragshaushalt 1961 Herr Kollege Fink als einer der 
Kommunalpolitiker aus Augsburg, der hier von 
dieser Stelle aus in Richtung Bund die Forderung 

,,nach einer großen Finanzreform aufstellte. Und ich 
kann mich erinnern, daß auch der Herr Abgeord­
nete Eberhard und auch der Finanzminister Elber­
ha!'d vor ungefähr zwei Jahren in Blickrichtung 
Bund diese Forderung nach der großen Finanz­
reform - genau W'ie wir - aufgestellt hat, weil 
man der Auffassung war, daß doch auf diesem 
Gebiet - die Steuern sind angesprochen worden -

· etwas zu machen ist. 

Wir haben nun •erfahren, daß der Herr Finanz­
minister der Auffassung ist, von Bonn ist für die 
Gemeinden kein Segen zu erwarten. Wenn er das 
sagt, dann wird es wahrscheinlich richtig sein. 

Nun möchte ich etwas zu den Vorschlägen sagen, 
die der Herr Finanzminister am Ende s•einer Rede 
'in Zusammenhang mit der Finanzreform gemacht 
hat, wobei ich vorher noch sagen darf, wir unter­
streichen auch die Feststellung des Herrn Finanz­
ministers, daß es immer einen Finanzausgleich ge­
ben muß, auch dann, wenn man die Gemeinden ört­
lich am Aufkommen einer großen Steuer beteiligt. 
Es erscheint mir als eine wichtige Feststellung, die 
auch zur Klarstellung in der Diskussion draußen 
beiträgt. Ich möchte das noch ·einmal unterstrei­
chen. Das ist also richtig. Dieser Ausgleich, der 
bestehen bleiben muß, soll nach unserer Auffas­
sung noch verbessert werden. Wir haben in Ruh­
polding - Herr Minister, kein einziger in der SPD­
Fraktion hat den Namen dieses Dorfes, wie der 
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Herr Bürgermeister sagte, falsch ausgesprochen; 
dafür hat schon unser altbayerischer Fraktions­
vorsitzender gesorgt -

(Zuruf des Staatsministers Dr. Eberhard) 

in der Arbeitstagung unserer Fraktion die Auffas­
sung vertreten, daß gerade dieser Finanzausgleich, 
der bestehen bleiben muß, auch noch verbessert 
werden soll. Sie kennen die Forderungen: Erhö­
hung rdes Verbundsatzes um 21/2 Prozent, Verbes­
serung bei den Polizeikostenzuschüssen, eine Staf­
felurrg bei den Zuschüssen für Aufgaben im über­
tragenen Wirkungskreis. Wir haben auch - ähn­
lich wie der Herr Finanzminister Ul'.J!d ähnlich wie 
die Regierungsparteien - die Frage der Finanz­
reform diskutiert. Wir haben aber auch die Frage 
des Gewerbesteuerausfalls angesprochen. Zu die­
sem Problem hat der Herr Finanzminister in sei­
ner Rede nichts gesagt; vielleicht kann er im 
Schlußwort noch einige Ausführungen dazu ma­
chen. Wir haben bei unser1er Arbeitstagung auch 
konkrete Anträge zu den Verbesserungen rder Lei­
stungen nach Artikel 10 des Finanzausgleichsgeset­
zes gestellt, und hier, Herr Kollege Dr. Heubl, 
treffen sich rdie Zahlen genau mit den Absichten 
der Regierungsparteien. Ich finde das gar nicht 
schlecht, weil man hier sieht, rdaß die Erwägungen 
und die Prüfung von 1den gleichen Gesichtspunk­
ten her erfolgt sind. 

(A:bg. Dr. Heubl: Wir waren zwei Tage eher 
dran!) 

- Nein, das ist nicht richtig. 

(Abg. Dr. Heubl: Mindestens in der Veröf­
fentlichung. Das kann man nachher nicht 

mehr feststellen.) 

- Richtig. Da ist Ihre Corresporudenz wieder falsch 
informiert, denn die Damen und Herren können 
es bestätigen, daß wir bereits freitags in der Pres­
sekonferenz die am Mittwoch gefaßten Beschlüsse 
der Öffentlichkeit fix und fertig abgezogen über­
geben haben. 

Der Herr Finanzminister hat dann die Frage 
der Kraftfahrzeugsteuer angeschnitten. Damit kom­
me ich zu den wesentlichsten Vorschlägen, die mir 
außerordentlich bedeutsam erscheinen. Wir haben 
ebenfalls in Ruhpolding die Frage der Kraftfahr­
zeugsteuer aufgeworfen urud ich durfte vor der 
Presse sagen, daß auch die Sozialdemokratische 
Fraktion der Auffassung ist, daß die Kraftfahr­
zeugsteuer den Gemeinden zur Gänze überlassen 
werden soll unJd wir noch in diesem Jahr einen 
Schritt in dieser Richtung tun sollen, indem wir 
den Steuerverbund auf 50 Prozent erhöhen. Die 
Regierungsparteien haben 45 Prozent gefordert, 
aber darum soll bei Gott kein Streit entfacht wer­
den. Im Prinzip können wir feststellen, daß auch 
'die Staatsregierung und die Regierungsparteien bei 
der Kraftfahrzeugsteuer die Entwicklungen in der 

gleichen Richtung sehen und daß sie in der gleichen 
Richtung vorangehen. 

(A:bg. Sackmann: Anderen sozialdemokra­
tischen Ländern zur Nachahmung emp-

fohlen!) 

- Der Herr Finanzminister hat mit Recht gesagt, 
daß man die Finanzausgleichsgesetze der Länder 
wegen ihrer vollkommenen Unterschiedlichkeit 
nicht vergleichen kann. Diese Frage - ich komme · 
noch auf die Bedeutung des Gesamtvorschlags zu­
rück - wird zu e~ner weiteren Diskussion in den 
Ländern der Bundesrepublik führen. Bei der 
Kraftfahrzeugsteuer bin ich allerdings der Mei­
nung, daß wir bei der Verteilung dann auch die 
besonderen Verkehrsaufgaben der Gemeinden, aber 
auch die verschiedenen Gemeindegrößen mitberück­
sichtigen müssen. Aber das sind technische Einzel­
):ieiten, auf die wir heute noch nicht eingehen müs­
sen. 

Nun möchte ich als Sprecher der Opposition mit 
aller Deutlichkeit die Feststellung machen, daß die 
l.Torschläge des Herrn Finanzministers im Zusam­
'menhang mit der Kraftfahrzeugsteuer und der 
•Lohnsteuer und Grunderwerbsteuer mutige Vor­
schläge gewesen sind. Sie werden zweifellos zu 
einer ausgedehnten Diskussion führen; denn diese 
Vorschläge sind der erste konkrete Schritt in der 
Richtung einer Finanzreform. Das, meine Damen 
und Herren, soll auch von der Opposition in die-
sem Hause anerkannt werden. · 

(Vereinzelter Beifall) 

Es ist selbstverständlich, daß dieser Vorschlag in 
bezug auf seine Konsequenzen noch genauer Über­
legungen bedarf. Das ist auch dem Herrn Finanz­
minister kl'ar. Zehn Prozent vom Bruttoaufkom­
men der Lohnsteuer bedeutet, daß wir auch mit 
dem Bund verhandeln müssen, weil 35 Prozent des 
Bruttoaufkommens davon dem Bunde gehören. Ich 
hoffe, daß der Einfluß der mittragenden Regie­
rungspartei in Bonn - denn das steht fest, daß 
sie mitträgt - so stark sein wird, daß die Ände­
rung durchgesetzt werden kann. Ich bin auch der 
Meinung, daß wahrscheinlich Bayern, jetzt im Blick 
auf die übrigen Länder, keinen Alleingang machen 
wird. Es wird darauf ankommen, die ganze Ange­
legenheit mit den übrigen Ländern abzustimmen. 

· Wie ich erfahren habe, war offensichtlich auf der 
letzten Finanzministerkonferenz keine Gelegenheit 
gegeben, diese Frage anzusprechen. Es wird not­
wendig sein, in der Zukunft noch einmal zu über­
prüfen, wie sich die übrigen Länder zu diesem 
Vorschlag verhalten. E's muß eine Übereinstim­
mung erzielt werden. 

Grundsätzlich, so möchte ich noch einmal sagen, 
muß dieser Vorschlag begrüßt werden. Dem Herrn 
Finanzminister gebührt das Verdienst, daß er die 
Diskussion um die Finanzreform in ein neues Sta­
dium gebracht hat. Bis jetzt haben wir nur Denk­
schriften irgendwelcher anonymer Ausschüsse ge­
lesen; jetzt aber ist ein offizieller Vorschlag da, 
über den man sich konkret unterhalten und über 
dessen Konsequenzen man sprechen kann. Man 
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kann die Vorschläge annehmen oder ablehnen. Ich 
bin aber der Auffassung, daß man zu einer gün­
stigen und annehmbaren Regelung in dieser Frage 

. im Interesse unserer Gemein:den kommen wird. 
Das wollte ich noch abschließend zu diesen Vor­
schlägen sagen, die eigentlich die bedeutsamsten 
Ausführungen in der Rede des Herrn Finanzmini­
stevs ·darstellten. 

Dieser Haushalt ist zweifellos mit seinen fast 
6 Milliarden mit vielen Problemen und Schwer­
punkten vollgepackt, auch mit Schwerpunkten, die 
die Sozialdemokratische Partei gleich Ihnen auf 
einigen Gebieten seit Jahren vertritt. Die günstige 
Finanzlage ermöglicht es uns nun, die Dinge anzu­
packen, von denen wir als Opposition der Meinung 
.sind, daß sie durchzuführen sind. Und wo wir der 
Auffassung sind, daß auf vielen Gebieten eben 
noch mehr getan werden muß und noch mehr ge­
tan werden kann, da haben wir die Anträge dazu 
gestellt; denn das ist unser gutes Recht. Darüber 
werden wir uns noch im Hau:shaltsau:sschuß und im 
Plenum bei der Beratung der Einzelpläne unter'­
halten. Ich glaube, daß auch dieser Haushalt zeigt, 
daß unser ständiges Drängen als Opposition nicht 
umsonst gewesen ist und daß manche der Anliegen, 
die ich bereits aufführte, und die noch vor einigen 
Monaten abgelehnt worden sind, nun doch ihren 
Niederschlag im Haushalt gefunden haben. Damit 
tragen die Anregungen der Sozialdemokratischen 
Partei zum Fortschritt und zur weiteren Entwick­
lung dieses Landes bei. 

Hoffen wir alle, meine Damen und Herren, daß 
dieser Rekordhaushalt - so möchte ich fast sagen 
- mit seinen sechs Milliarden trotz aller Span­
nungen in der Welt in einem friedlichen Zeitablauf 
abgewickelt werden kann; denn dies ist die Vor­
aussetzung, daß die .gemeinsame Arbeit der Parla­
mente überhaupt zum Erfolg führt. Diesen Wunsch 
haben wir in diesem Hause alle g~meinsam. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Högn: Nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Panholzer; ich erteile ihm 
das Wort. 

Dr. Panholzer (BP): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Plethor in den 
Staatskassen, zum überlaufen voll, mag einen Fi­
nanzminister sehr freuen und es kann auch einem 
Landtag viel Freude machen, solche Bewilligungen 
auszusprechen. Freilich steht hinter dieser Über­
fülle doch ein sehr unangenehmes Gefühl: das un­
angenehme Gefühl nämlich, daß die Frage nach der 
Moral des Steuerzahlers auch einmal gestellt wer­
den k:önnte in der Frage nach der Moral des Steuer­
gesetzgebers oder Steuereinnehmers. Es wird jetzt 

. doch langsam allerhöchste Zeit, daß sich die gesetz­
gebenden Körperschaften darüber ernstlich Gedan­
ken machen, wie man diese Belastung der Steuer­
zahler einigermaßen erleichtern kann. Ich glaube, 
daß das eines der wichtigsten Probleme ist, die auf 
dem Gebiet der Finanzpolitik überhaupt zu lösen 

------------

sind. Schließlich muß die Pflicht, Steuern zu zahlen, 
unter einem sittlichen Gesichtspunkt betrachtet 
werden, der in gleicher Weise auch für die öffent­
liche Hand gilt. Es ist immer wieder gesagt wor­
den, man würde die großen Ungerechtigkeiten der 
Umsatzsteuer nun endlich beseitigen. - Geschehen 
ist bisher nichts. Auch auf dem Gebiete der Ein­
kommensteuer sind gerade die mittleren Schichten, 
die Gewerbetreibenden des Mittelstandes, durch die 
Einkommensteuer, durch die Gewerbesteuer und 
durch die Umsatzsteuer eigentlich außerordentlich 
belastet. Diese Steuern zusammen machen sehr 
hohe Beträge aus, die auf den Betrieben des Mit­
telstandes lasten und die es einfach nicht erlauben, 
daß der Mittelstand einmal dazu kommt, aus seinen 
Gewinnen heraus wirkliche Investitionen zu ma­
chen. Freilich ist die Änderung der Steuergesetze, 
die Verminderung der Steuerlast des Bürgers in 
erster Linie eine Frage, die der Bund zu lösen hat. 
Diese Frage muß aber trotzdem hier gestellt wer­
den: .. r'l.:uu wir nehmen die Steuern ein, die die 
·riundesgesetze uns geben. Vom einnehmenden 
Staat ist auch einmal die Frage zu stellen, ob es 
jetzt nicht an der Zeit ist, aus der überfülle der 
Kassen herauszukommen und ein wenig Erleich­
terung für die SteuerzahJ!'.?r .ZJl g~h!'.?:t:.' . 

Es kann auch sei· ·~diesem Plethor 
der Kassen aucl; ein intlatorischer Gesichtspunkt 
zeigt, daß die fo:tschreitenp.e Geldentwertung sich 
in der erheblicren Zunahme der Steuerergebnisse 
widerspiegelt. :E.s ist schmerzlich, daß die Bundes­
regierung der ganzen Währungsfrage viel zu we­
nig ernste Sorgfalt gewidmet hat und daß wir zwar 
eine Aufwertung der D-Mark um einen lächerlichen 
Betrag bekommen haben, daß aber 

(Abg. Bezold: Ja, sie fällt bereits wieder!) 

eine wirklich ernste Maßnahme auf diesem Gebiete 
an hohen Kräften der Interessenverbände geschei­
tert ist. Unter diesem Gesichtspunkt des inflationi­
stischen Gefühls, das man bei diesen großen Steuer­
einnahmen leider haben muß, möchte ich bemerken, 
daß die neun Nullen hinter den Haushaltsziffern 
sich so ausnehmen wie der Schweif des Kometen, 
jenes Sterngebildes, das, wie man weiß, besonders 
rätselhaft am Himmel erscheint. 

Es ist ärgerlich, meine verehrten Kollegen, daß 
wir uns noch immer mit den Ausgleichsforderun­
gen herumschlagen müssen. Während der letzten 
zwei Jahre haben wir uns bei den Haushaltsreden 
des Herrn Finanzministers ununterbrochen mit 
dieser Frage beschäftigt. Wir haben gehört, es sei 
die Möglichkeit eines Vergleichs in irgendeiner 
Form gegeben. Ob jetzt die Änderung des Grund­
gesetzes, die die Bundesregierung herbeiführen 
will, offenbar um das Grundgesetz in etwa den An­
schauungen des Verfassungsgerichtshofs anzuglei­

··chen, Erfolg haben wird, wissen wir nicht. Wir 
g1auben aber, man sollte diese Frage der Aus­
gleichsforderungen - ich meine die Zinszahlungen 
auf diese Forderungen - nun nicht schlechthin mit 
dieser Gesetzesänderung verkoppeln. Es gibt noch 
.einen anderen Weg, hier zu einem Ziel zu kom­
men: das ist eine rieue Klage ari das Verfassungs­
geriCht über die Zinsen, etwa in der gleichen 
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Form, wie der Bayerische Staat seinen Prozeß in 
bezug auf die Tilgung geführt und gewonnen hat. 
Dann wäre eine klare Rechtsbasis da, und wir 
bräuchten nicht zu warten, ob das Grundgesetz ge­
äI11dert wird oder nicht. Wir könnten uns dann die 
Belastungen künftig sparen, die für den bayeri­
schen Haushalt doch immerhin nicht unerheblich 
sind. 

Im neuen Haushalt sind für den Wohnungsbau 
517 Millionen DM eingesetzt. Dabei 'Sind alle Teile 
des Wohnungsbaus reichlich bedacht und eingeteilt. 
Weiter werden wir 193 Millionen DM für den Stra­
ßenbau ausgeben und für den staatlichen Hochbau 
106 Millionen DM. Insgesamt sind •das mehr als 
800 Millionen DM für öffentliche Bauvorhaben. Ich 
frage mich, ob diese 800 Millionen DM im kom­
menden Jahr wirklich an den Mann gebracht wer­
den, ob es auch nur annähernd möglich sein wird, 
diese Mittel zu verbauen. Denn Sie wissen, daß die 
Baukonjunktur außerordentlich überhitzt ist und 
daß es schwer sein wird, in die Baukonjunktur 
eine wirkliche Ordnung hineinzubringen. Es könn­
te allerdings sein, daß diese 800 Millionen schon an 
den Mann kommen, wenn man sich vorstellt, daß 
ein weiteres rapides Ansteigen der Baukosten diese 
Millionen auffressen wfod, wobei aber dann nicht 
gewährleistet ist, daß am Ende des nächsten Jah­
res wirklich die 32 000 und etliche Wohnungen vor­
handen sein werden und die errechneten Kilometer 
an Straßen gebaut worden sind. 

Darin lie·gt die gleiche Problematik, wie sie 
merkwül'digerweise auch bei den 70 Dozentenstel­
len auftritt die der Kultusminister im diesjährigen 
Haushalt b'ekommt. Ob es so leicht sein wird, 70 
Dozenten für die verschiedenartigsten, zum Teil 
sehr modernen Fächer, zu finden, mag dahinge­
stellt bleiben. Wenn das Problem lösbar ist, war es 
gut, es ·so zu machen, um endlich den Engpaß auf 
der Hochschulebene ein bißchen auszuweiten. Wir 
wel'.'den für den Kultusetat auch in Zukunft noch 
sehr viel Geld brauchen. Wenn wir die neue Uni­
versität in Regensburg einrichten, wird das sehr 
hohe Kosten verursachen; sie sind ja nicht in einem 
Jahr zu z1ahlen. DenndieAusführungdiesesProjekts 
wird sicherlich mehrere Jahre dauern. Aber mit 
diesen Kosten müssen wir schon jetzt rechnen. Ich 
glaube, diaß dann erst noch das große Problem 
entstehen wird, ob wir für die neue Universität in 
Regensburg auch die Universitätsdozenten so 
schnell haben werden, wie wir uns das vielleicht 
wünschen. 

Der Haushalt de1s Landwirtschaftsministeriums 
enthält alle möglichen guten Dinge und Förde­
rungsmittel. Aber ich glaube, es fehlt diesen Mit­
teln für die Landwirtschaft jener Teil, der not­
wendig ist, um unsere bayerische Landwirtschaft 
vor den Gefahren zu retten, die der unmittelbare 
Eintritt der Landwirtschaft in den Europäischen 
Markt mit sich bringen wird. So wie das geplant 
ist und wie man es kommen sieht, ist es ganz klar, 
daß die inländische Landwirtschaft dadurch erheb­
liche Rückschläge erleiden wird. Man hat das ver-

glichen mit 1der Einführung des Zollvereins im ver­
gangenen Jahrhundert. Jawohl, aber es hat doch 
;volle 40 Jahre gedauert, bj.s die Schwierigkeiten, 
.die die Einführung des Zollvereins brachte, über­
wunden werden konnten, und man weiß, wie viele 
Existenzen dabei auf der Strecke geblieben sind. 
Wir können es uns nicht leisten, solche Experi­
mente etwa mit der Landwirtschaft zu machen. 
Wir können nicht die Landwirtschaft auf der Strek­
ke bleiben lassen, weil ein viel zu wesentlicher 
Teil unseres eigenen Lebensunterhalts von ihr ab­
hängt, den wir nicht aufgeben können und nicht 
aufgeben dürfen. 

Auch für die gewerbliche Wirtschaft ist eigent­
lich nicht besonders viel im Haushalt enthalten, 
und das bedaure ich. Nur unter dem Gesichtspunkt 
des Fremdenverkehrs und der Grenzlande ist Geld 
yorgesehen. Im übrigen sieht es da nicht beson­
ders rosig aus. 

Wichtig scheint mir auch die Frage der Staats­
schulden. Ich habe schon in den letzten Jahren ge­
sagt, man müßte die Zeiten, in denen wir gute 
Einnahmen haben, dazu verwenden, um von unse~ 
ren überhöhten Schulden wegzukommen. Ich un­
terstütze infolgedessen alle Maßnahmen, die der 
Herr Finanzminister vorschlagen wird, um unsere 
Schuldenlast herunterzudrücken. Das ist schon des­
halb notwendig, weil wir gar nicht wissen kön­
nen, wie lange dieses Überlaufen der Staatskassen 
noch andauert, wie lange wir noch in der glück­
lichen Lage sind, Ersparnisse zu machen, ohne 
wichtige Aufgaben zu vernachlässigen. Ich glaube 
daher, daß sowohl die Ausgleichsrücklage wie auch 
die Rückzahlung von Staatsschu1den ein wesent­
licher Faktor der bayerischen Finanzpolitik sein 
muß, damit wir nicht einmal als schwerverschul­
detes Land in eine große Wirtschaftskrise hinein­
kommen und dann nicht mehr in der Lage sind, 
uns selber hinreichend zu helfen. 

Aber hinter all dem, wofür in d'i.esem Haushalt 
Mittel gespendet und gegeben werden, steht 
schmerzlicherweise ein gefährliches Gespenst. Und 
dieses Gespenst heißt Luftschutzkeller. Man weiß, 
daß die amerikanische Regierung in Bonn vorstel­
lig geworden ist, warum für den Luftschutz hier 
nichts geschieht, und daß von den willfährigen 
Schülern, die die Deutschen sind, nun sicherlich 
doch sofort etwas unternommen werden wird, um 
auf diesem Gebiete Versäumtes nachzuholen. Daß 
das nicht den ·einzelnen Bürgern aufgelastet wer­
den kann, versteht sich von selber; daß dafür Mit­
tel des Staates, Mittel des Bundes eingesetzt wer­
den müssen, ist klar. Aber ich glaube, es wird sich 
dabei um sehr erhebliche Kosten handeln. Man 
denke nur zurück an die Berechnungen, die schon 
im Jahre 1957 für die Anlage von solchen Schutz­
kellern genannt worden sind. Es kommen also 
~chwere und ernste· Sorgen auf uns zu, so daß die 
Schönheit dieses Haushalts und die Freude über 
ihn vielleicht eine gewisse Trübung erfahren wird. 

Der Herr Finarrzminister hat den Steuerzahlern 
für ihre großartig.e Pflichterfüllung herzlich ge­
dankt. Ich würde mich freuen, wenn er die Steuer-
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zahler dadurch belohnen würde, daß die Steuern 
durch eine allgemeine Finanzreform erheblich ge­
senkt werden. 

(Beifall bei der BP) 

Vizepräsident Högn: Nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Pöhner. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Pöhner (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Herr Finanzminister hat diesem 
so interessanten Haushalt keine pathetische Über­
schrift gegeben, wie es früher zuweilen geschah, 
und er hat gut daran getan. Die Leser der Presse­
berichte über diesen Haushalt und vor allem aber 
die Steuerzahler mögen zwar ob der Rekordsum­
me von beinahe 6 Milliarden DM zunächst etwas 
schockiert gewesen sein. Wer sich allerdings die 
Mühe macht, den Haushalt zu analysieren, kann 
mit einer gewissen Beruhigung feststellen, daß er­
stens ein beträchtlicher Teil der Steigerungsbeträ­
ge gegenüber dem Vorjahr durch rein haushalts­
technische Umstellungen bedingt ist und •daß zwei­
tens die echte Steigerung des Haushaltsvolumens 
auf der Erfüllung unabdingbarer Wünsche beruht. 
Wenn ich ferner das gewaltig gestiegene Volumen 
dieses Haushalts kritisch betrachte, stelle ich im­
merhin mit einer gewissen Beruhigung fest: Das 
Haushaltsvolumen ist nicht gestiegen, weil die Aus­
gaben, sondern in erster Linie, weil die .Einnah­
men so außerordentlich in die Höhe gegangen sind. 
Primär sind es .also die günstigen Einnahmen, die 
dem Herrn Finanzminister die Erfüllung vieler, 
allerdings sehr dringender Wünsche gestattet ha­
ben. 

Er hat aber die Erfüllung dieser Wünsche in 
~inem konjunkturgerechten Rahmen vorgenom­
men, was ich ganz besonders anerkennend hervor­
heben möchte. Nach der Lehre der klassischen Fi­
nanzwissenschaftler müßten eigentlich die Steuern 
gesenkt werden, wenn die Einnahmen höher sind 
als die zwingenden Ausgaben. Diese Forderung 
wird verständlicherweise auch von Kreisen der 
Wirtschaft und der Steuerzahler immer wieder 
erhoben. 

(Abg. Dr. Oechsle: Auch seitens der 
Arbeitnehmer!) 

- Herr Kollege Oechsle, ich verstehe nicht. 

(Abg. Dr. Oechsle: Auch von den Arbeit­
nehmern!) 

Die sind auch Steuerzahler, die Arbeitnehmer 
sind sogar sehr bedeutsame Steuerzahler; 

(Abg. Dr. Wüllner: Und besonders betroffene!) 

außerdem gehören sie meiner Meinung nach eben­
falls zur Wirtschaft. Herr Kollege Panholzer hat die 
Frage der Steuersenkung ebenfalls angesprochen. 
Ich möchte an sich auch gern einiges dazu sagen, 
aber ich meine, es wäre jetzt in diesem Hause eine 
vertane Zeit. Außerdem würde ich es dem Herrn 
Finanzminister außerordentlich leicht machen; denn 

er würde mir in seiner Erwiderung zweifellos ent­
gegenhalten, daß die wirklich ergiebigen Steuern, 
die unseren bayerischen Haushalt so sehr befruch­
ten, ausschließlich vom Bund beschlossene Steuern 
sind, für deren Senkung wir in diesem Hause nicht 
zuständig sind. Wir vom Land aus können nicht die 
Steuern aus Einkommen und Vermögen senken, 
viel weniger könnten wir die besonders ergiebige 
Umsatzsteuer wettbewerbsneutral umgestalten. Da 
ich als Realpolitiker angesichts der kommenden La­
sten · auf dem Gebiete der Verteidigung und der 
Sozialpolitik auch vom Bunde her keine sehr gro­
ßen Erwartungen für eine Steuersenkung hegen 
kann, wobei wir niemals vergessen dürfen, daß die 
bitteren Folgen des Krieges noch längst nicht bis 
zur Neige ausgekostet wurden, deshalb will ich 
nicht über die Steuern reden, sondern meine Rede­
zeit lieber dazu verwenden, die bedeutsamen 
Aspekte dieses interessanten Haushalts hervorzu­
heben. 

Beim Anhören der Haushaltsrede habe ich mir 
die Frage vorgelegt: Was hat uns denn der Herr 
Finanzminister eigentlich als guten staatspolitischen 
Ersatz für eine Steuersenkung geboten? Die Ant­
wort ist ganz einfach. Er hat die ihm zur Verfü­
gung stehenden Steuereinnahmen nicht voll wieder 
ausgegeben, sondern er hat einen weiteren, diesmal 
allerdings einen wesentlich größeren Schritt auf 
dem bereits 1961 begonnenen Weg zur Konsolidie­
rung unserer gesamten Finanzpolitik getan. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schweiger) 

Er hat damit auch einem Anliegen Rechnung ge­
tragen, das der Bayerische Senat in den letzten 
Jahren immer wieder herausgestellt hat. Der herr 
Finanzminister war in der Lage, den Staatsbedarf 
im großen und ganzen zu befriedigen und sich dar­
über hinaus für bestimmte, auf uns mit Sicherheit 
zukommende spätere Zwecke noch ein, wie er sich 
ausdrückte, Julius-Türmchen anzulegen. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang eher von einem Ru­
dolfs-Türmchen sprechen. Ich wäre gar nicht über­
rascht, wenn sich im Vollzug der Haushalte 1961 
und 1962 

(Abg. Bezold: - das Türmchen zu einem 
Turm auswächst!) 

dieses kleine Rudolfs-Türmchen noch zu einer klei­
nen Eberhardsburg auswachsen würde. Das würde 
vielleicht auch ganz gut zu seiner Herkunft passen. 
Denn die Fränkische Schweiz ist bekanntlich das 
burgenreichste Land der Bundesrepublik. 

(Abg. Dr. Oechsle: Und der Raubritter! -
Heiterkeit) 

- Allerdings, Herr Kollege Oechsle, es gibt dort 
weniger Landsitze der Edlen als Burgen der Raub­
ritter. Das paßt ja auch gut zum Finanzminister. 

(Abg. Dr. Schweiger: Ein Bayreuther 
„Siegfrieds"-Türmchen!) 

- Nein, gibt es leider nicht. 

(Abg. Dr. Schwe1ger: Vielleicht wird's 
noch!) 

- Es sieht nicht so aus, Herr Kollege Schweiger. 
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Zu dem von mir erwähnten Begriff der haus­
haltsmäßigen Konsolidierung möchte ich folgende 
Maßnahmen rechnen: Erstens die Vermeidung je.:. 
der neuen Schuldaufnahme, dagegen, wie der Herr 
Kollege Gabert schon hervorgehoben hat; die Fi­
nanzierung des Außerordentlichen Haushalts aus 
ordentlichen Haushaltsmitteln, und zwar in einer 
Höhe von immerhin 100 Millionen DM. Auch diese 
Methode widerspricht eigentlich den klassischen 
Regeln der Finanzwissenschaft, die besagen, daß 
bauliche Investitionen grundsätzlich durch langfristi­
ge Schuldaufnahmen zu decken sind. In diesem 
Fall aber halte ich die vom Finanzministerium ge­
übte Methode für durchaus richtig, ja sogar für 
notwendig; denn die klassischen Regeln setzen vor­
aus, daß ordentliche Haushaltsmittel für dringende 
bauliche Verpflichtungen nicht ausreichend zur 
Verfügung stehen. Die mögliche Finanzierung des 
Außerordentlichen Haushalts durch Mittel des Or­
dentlichen Haushalts ist übrigens auch ein Zeichen 
dafür, wie außergewöhnlich überall unsere gegen­
wärtigen Situationen sind, so daß sie nicht mit den 
herkömmlichen Begriffen gemessen werden kön­
nen. Die klassische Finanzwissenschaft setzt in ih­
ren Grundsätzen eine ausgabefreudige Regierung 
und demgegenüber ein diese Ausgaben bremsen­
des Parlament voraus. Wir wissen, auch diese Regel 
ist längst überholt. Ich sage das ohne jeden Vor­
wurf; denn diese Wandlung ist letzten Endes nichts 
anderes als ein Ausdruck unserer veränderten Ge­
sellschaftsstruktur gegenüber dem liberalen Staat 
des 19. Jahrhunderts. 

Eine zweite wichtige Konsolidierungsmaßnahme 
ist die außerplanmäßige, also eine über die recht­
lichen Verpflichtungen hinausgehende Schuldentil­
gung in Höhe von ebenfalls 100 Millionen DM. 
Mit diesem Betrag werden in erster Linie die 
hochverzinslichen Darlehen weggefertigt, die der 
Staat früher einmal in Perioden eines engen Ka­
pitalmarkts und eines hohen Zinses aufgenommen 
hat. Hierzu ist noch eine Verminderung des Um­
laufs ·an Steuergutscheinen, ebenfalls im Betrag 
von 50 Millionen DM, zu rechnen. Diese Maßnah­
men, meine Damen und Herren, sind, meine ich, 
sehr wichtig. Und hier bin ich nicht ganz im Ein­
vernehmen mit dem Herrn Kollegen Gabert; denn 
ich möchte sagen, daß die Schuldenlast unseres 
Landes einen Abbau der Staatsschulden für rat­
sam erscheinen läßt. 

Die dritte, die wichtigste Konsolidierungsmaß­
nahme - hier bin ich wieder mit dem Kollegen 
Gabert einig - ist die im Staatshaushalt vorge­
sehene Zuführung von erheblichen Beträgen in eine 
Ausgleichsrücklage, die man auch als Konjunktur­
rücklage bezeichnen könnte. Es handelt sich zu­
nächst um eine Summe von 130 Millionen. Dieser 
Betrag erscheint mir zwar angesichts der Bedeu­
deutung, die man einer solchen Rücklage zumessen 
muß, nicht allzu hoch. Wenn er eines Tages die 
ihm zugedachte Funktion erfüllen muß, müßte er 
noch ganz wesentlich verstärkt werden. 

(Abg. Bezold: Ein Trinkgeld!) 

Der Herr Finanzminister hat deshalb vorgesehen, 
daß Haushaltsverbesserungen, die sich im Vollzug 
des Haushalts ergeben - also höhere Einnahmen 
gegenüber den Vorausberechnungen -, dazu die­
nen sollen, die außerplanmäßige Schuldentilgung zu 
erhöhen, den Außerordentlichen Haushalt zu be­
dienen und die Ausgleichsrücklage noch zu stärken. 
Ich möchte den Herrn Finanzminister bitten, im 
Rahmen seiner Konsolidierungsmaßnahmen gerade 
der Stärkung der Konjunkturrücklage seine beson­
dere Aufmerksamkeit zu schenken; denn ich bin da­
von überzeugt, daß diese Konjunkturrücklage als 
Instrument einer aktiven Staats- und Konjunktur­
politik eines Tages sehr wichtig sein wird. Sie 
wird dazu dienen, wirtschaftsfördernde Maßnahmen 
jeglicher Art, zwar nicht erschöpfend, aber wenig­
stens anregend zu gestalten. Die moderne Wirt­
schafts- und Finanzpolitik hat, wie es der Herr 
Minister Eberhard schon ausführte, aus der Ver­
gangenheit gelernt. Sie wird künftige Depressio• 
nen - meine Damen und Herren, und nirgends in 
der Welt gibt es nur Sonnentage! - nicht durch 
Drosselung der Staatsausgaben und damit durch 
Einschnürungen des Konsums, sondern vielmehr 
genau entgegengesetzt durch Anregung des Ver­
brauchs zu meistern versuchen müssen. Und gerade 
dazu--

(Abg. Dr. Schweiger: Hoffentlich gelingt es 
............ ..;+ ....:!" ....... 1 ".){\ 1\ß'...:11.:,..... ................. 1\ 
.L.L.l..L Lo · U.c=.LJ. .1. UV .LV.LJ..L.L.LV.1.lc;.U.~) 

- Ich sage ja, es ist zu wenig; es ist nur ein An­
fang. Ich appelliere an den Herrn Finanzminister, 
er möchte auf diese Konjunkturrücklage ein be­
sonderes Augenmerk legen. 

Meine Damen und Herren! Den öffentlichen 
Haushalten kommt im heutigen Konjunkturgesche­
hen zweifellos eine ganz andere Bedeutung zu als 
früher. Der liberal denkende Wirtschaftspolitiker 
mag das zuweilen bedauern, aber die Tatsache 
selbst ist nicht zu bestreiten. Ich glaube, es war­
ten auf uns in der Zukunft eine Reihe großer 
Aufgaben, die ohne bedeutsame Staatshilfe nicht 
gelöst werden können. Ich nenne nur die hohen 
Kosten für die Reinhaltung unserer Gewässer oder 
unserer Luft und die sonstigen, mit der fortschrei­
tenden Technik und den weltwirtschaftlichen 
Strukturveränderungen zusammenhängenden wirt­
schaftlichen Umstellungsprobleme. Es wäre natür­
lich sinnlos, ja gefährlich, eine Ausgleichsrücklage 
zu schaffen, nur damit das Parlament alsbald 
seine begehrlichen Blicke auf diese Summen wirft. 

(Abg. Bezold: Darüber herfällt!) 

- Darüber herfällt, Herr Kollege Bezold, genau. 
Hier sollten wir, die wir diesem Haus angehören, 
in rechter staatspolitischer Einsicht zusammenste­
hen und uns nicht von parteitaktischen oder par­
teipolitischen Erwägungen, auch nicht im bevor­
stehenden Wahljahr, leiten lassen. 

(Abg. Dr. Merk: Sehr schön!) 

Denn heute ist der öffentliche Haushalt noch der 
Nutznießer der Hochkonjunktur; er wird von ihr 
gewissermaßen getrieben. Eines Tages aber, meine 
Damen und Herren, bedarf die Konjunktur um-
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gekehrt vielleicht wieder des Staatshaushalts, 
wenn auch nicht als Motor, so doch wenigstens als 
Anreger und Beschleuniger, und erst dann, meine 
Damen und Herren, darf diese Konjunkturrück­
lage in Anspruch genommen werden, also als Sti­
mulus für die Konjunktur in Funktion treten. 

Die Bayerische Staatsregierung hat in jüngster 
Vergangenheit bewiesen, daß sie mit dem Staats­
haushalt als einem Instrument der Konjunktur-· 
politik zu spielen versteht. Sie hat z.B. die über­
schäumende Baukonjunktur in den Brennpunkten 
des Baugeschehens durch hemmende Maßnahmen 
gebremst. Man nennt dies ein antizyklisches, also 
ein gegen den dynamisch gewordenen Konjunktur­
zyklus gerichtetes Verhalten. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang an den im Frühsommer - oder 
war es im Frühjahr - dieses Jahres verfügten 
Baustop unserer Staatsregierung erinnern. Er war 
nicht ein schematischer Baustop für das ganze Land, 
sondern eine sehr dosiert verabreichte und :flexibel 
ausgestattete Maßnahme. Die Opposition hat diese 
Maßnahme damals bekanntlich scharf angegrif­
fen; sie hat sie abgelehnt und sie hat die Befürch-
tung an die "\Xland gemalt, nunmehr vv1J.rden nur 
noch . private Villen und Fabriken, aber keine 
Schulen und Krankenhäuser, geschweige denn 
Wohnungen mehr gebaut werden. Meine Damen 
und Herren, heute ist es um diese Vorwürfe 
eigentlich wieder ruhig geworden. Der Baustop hat 

·sich, wenn wir ihn rückblickend betrachten, zwei­
fellos als eine gute Maßnahme erwiesen. 

Meine Damen und Herren, was ist eigentlich 
passiert? Ich möchte dies an Hand der amtlichen 
Statistik beantworten. Im ersten Quartal 1961 be­
trug die Zuwachsrate neu genehmigter Hochbauten, 
gemessen nach Kubikmetern umbauten Raums, ge­
genüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres bei 
den Wohnungsbauten plus 21 Prozent, bei den 
Nicht-Wohngebäuden plus 42 Prozent, also eine 
nicht sehr erfreuliche, !doppelt so hohe Zuwachsrate 
bei rden Nicht-Wohngebäuden gegenüber rdem so­
zialen Wohnungsbau. Im April dieses Jahres, also 
etwa um jene Zeit, in ·der die Baustopverfügung 
erschien oder mindestens die ersten Verlautbarun­
gen bekannt wurden, war das Volumen der Bau­
genehmigungen, wieder nach Kubikmetern umbau­
ten Raums gerechnet, bei Wohngebäuden und 
Nicht-Wohnbauten schon gleich groß, und in den 
folgenden Monaten trat interessanterweise eine ge­
genläufige Entwicklung ein, also eine Entwicklung 
zugunsten eines stärkeren Wachstums des Woh­
nungsbaues und zu Lasten des gewerblichen und 
des Verwaltungsbaues. Im zweiten Vierteljahr 1961 
betrug nämlich die Zuwachsrate an genehmigten 
Bauten gegenüber dem ersten Vierteljahr beim 
Wohnungsbau 9,8, also knapp 10 Prozent, während 
bei den Nicht-Wohnbauten eine recht bedeutende 
Abnahme von 27 Prozent zu verzeichnen ist, im­
mer wieder nach Kubikmetern umbauten Raums 
gemessen, damit die Größenordnungen und Rela­
tionen zusammenpassen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, diese 
Zahlen beweisen eindeutig den Erfolg des Bau­
stops. Die Baukonjunktur wurde wieder gebändigt 
und die düstere Prophetie, der soziale Wohnungs­
bau würde durch die Regierungsmaßnahmen unter 
die Räder kommen, ist jedenfalls in der Praxis nicht 
eingetreten. Ganz im Gegenteil,· sein Volumen ist 
nach dem Baustop sogar noch gewachsen, während, 
wie ich schon sagte, der gewerbliche Hochbau zu­
rückgegangen ist. Es hat sich wieder einmal gezeigt, 
daß man nicht nur die unmittelbar-konkreten, son­
dern auch die mittelbar-psychologischen Auswir­
kungen einer solchen Maßnahme hoch in Ansatz 
bringen muß. 

(Abg. Dr. Merk: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren! Es kam mir darauf 
an, die Aspekte des Staatshaushalts 1961 auf sol­
che Weise besonders herauszuheben, weil sie in 
der Fülle des vom Herrn Finanzminister in seiner 
Haushaltsrede gebotenen Materials, insbesondere 
gegenüber dem so außerordentlich wichtigen kom­
munalen Finanzausgleich, vielleicht etwas zu kurz 
gekommen sind. 

Zusammenfassend betrachtet, ergibt sich jeden­
falls die erfreuliche Tatsache - die den ersten 
Schock über das hohe Haushaltsvolumen min­
dert -, daß Bayern mit dem Haushaltsjahr 1962 
seine konjunkturgerechte Finanzpolitik weiterfüh­
ren, die direkte Verschuldung um 380 Millionen 
DM abbauen und durch Wegfall von neuen Ver­
rentungen und Ersatz durch Zuschüsse sogar einer 
weiteren indirekten Verschuldung, einer zwar un­
sichtbaren, aber dennoch vorhandenen indirekten 
Verschuldung aus dem Wege gehen kann, die heute 
immerhin zwischen 400 und 500 Millionen DM be­
trägt. Unser bayerischer Finanzminister ist damit. 
den Weg eines sorgsamen Haushaltsvorstandes ge­
gangen und dem Beispiel eines soliden Geschäfts­
mannes gefolgt, der erst dann wieder ruhig schla­
fen kann, wenn seine früher zwangsweise einge­
gangenen hohen Verpflichtungen abgebaut und 
konsolidiert sind. Trotzdem steht Bayern, Herr Kol­
lege Gabert, nach dieser Maßnahme immer noch an 
zweiter Stelle in der Verschuldung der Bundeslän­
der. Das ist zwar hinzunehmen, aber es ist keine 
sehr erfreuliche Tatsache. 

Meine Damen und Herren! Die imponierenden 
Zahlen, die uns in diesem Haushalt entgegentre­
ten, sollten uns weniger glücklich, als vielmehr 
nachdenklich, um nicht zu sagen bedenklich stim­
men. Es sind jedenfalls Zahlen, die uns keinesfalls 
zum Geldausgeben verleiten dürfen, sondern die 
von uns ein erhöhtes Verantwortungsbewußtsein 
fordern. Nicht das Ausgeben des Geldes ist die 
Hauptaufgabe des Parlaments, sondern die ver­
antwortungsbewußte Mitwirkung an der Sicherung 
der Währung im Rahmen der gegebenen Möglich­
keiten. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CSU) 

Wir sollten uns bei jeder Ausgabe darüber im kla­
ren sein, daß es das Geld der Steuerzahler ist, das 
wir verwalten, der Kleinsten, der Kleinen und 
auch der Großen. Das Geld des Steuerzahlers 
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kommt aber im allgemeinen nicht aus einem vol­
len Beutel, sondern es mußte vorher durch Lei­
stung und Anstrengung oft sauer verdient werden. 
Das sollten wir stets bedenken. Seien wir uns des­
sen auch im Laufe der kommenden Haushalts­
beratungen immer bewußt! 

Meine Damen und Herren! Trotz dieser ernsten 
Worte: Im Grunde kam natürlich diese sehr posi­
tive Entwicklung der bayerischen Finanzen nicht 
von ungefähr. Gewiß ist sie das Ergebnis einer gu­
ten Konjunktur, aber auch diese Konjunktur hatte 
ihren Ursprung, und dieser war die von der Bun­
desregierung vertretene und konsequent durchge­
führte Politik der freien Marktwirtschaft. 

(Sehr richtig! und Zustimmung bei der CSU) 

Die günstige bayerische Entwicklung hat aber 
noch einen weiteren Ausgangspunkt, der in der 
sich vollziehenden Strukturänderung Bayerns zum 
Industrie-Agrarstaat seit 1945 liegt. 

· (Abg. Bantele: Der Abmeierung! - Abg. Dr. 
____ __Sch:w:eiger_; __ J2aS__war kein volkswirtschaft-

liches Verdienst!) 

Es war das unbestreitbare Verdienst des leider so 
früh aus unseren Reihen geschiedenen Minister­
präsidenten Dr. Hanns Seidel, daß er die in dieser 
Strukturwandlung liegende Chance rechtzeitig er­
kannt hat. Die von den beiden letzten Koalitions­
regierungen unter Führung von Dr. Seidel und 
Dr. Ehard zielbewußt eingeleiteten und ebenso 

-;--=-~::~Emt_ ch~rchgeführten Maßnahmen zur He-
' / bung der-Firiänz;.;; und Wirtschaftskraft Bayerns r'/ haben heute ihre ersten sichtbaren Erfolge gezeitigt. 

/ Dieser Erfolg drückt sich gerade in dem Gesamt­
bild des Haushalts 1962 aus, eigentlich schon früher, 
als wir es erwarten konnten. Mit diesem Haus­
halt ist die Richtigkeit der bisher von der Bayeri­
schen Staatsregierung verfolgten Wirtschafts- u_nd 
Finanzpolitik klar bewiesen worden. Das soll aber 
keineswegs heißen, meine Damen und Herren, .daß 
wir auf wirtschaftsfördernde Maßnahmen künftig 
ganz verzichten könnten. Wir bewegen uns in der 
Wirtschaft genauso wie in unseren Haushalten 
vom Stadium des Aufbaus zum Stadium der Kon­
solidierung, und besonders die mittelständische 
Wirtschaft wird uns in weiten Bereichen noch 
manche Sorge machen. Im bayerischen Grenzland 
sind die Schwierigkeiten noch nicht behoben, aber 
auch Teilen der bayerischen Industrie drohen in 
ihrem Konkurrenzkampf mit den sogenannten 
Niedrigpreisländern in der Zukunft recht ernst-

. liehe Gefahren. Ich will auf diese Problematik 
heute im Rahmen dieser Haushaltsdebatte nicht 
weiter eingehen. 

Aber eines möchte ich. doch glauben: Auf dellli 
Gebiet der Wirtschaftsförderung ist heute eine 
Phase erreicht, die uns erlaubt, nunmehr andere 
große Aufgaben anzupacken: nämlich die Verbes­
serung der kulturellen und der sozialen Stuktur 
unseres Landes. Darin erblickt die Fraktion der 
Christlich-Sozialen Union ihr künftiges Hauptan-

liegen. Es sind dies Probleme, die den einzelnen 
Staatsbürger aller Schichten unmittelbar berühren. 
Die CSU will damit folgerichtig ihre bisherige 
Politik weiterführen. Zunächst ging es uns um die 
Verbesserung der Wirtschafts- und der Finanz­
grundlagen des Landes. Nunmehr soll verstärkt 
der Nachholbedarf auf sozialem und kulturellem 
Gebiet angepackt werden. Dieser Zielsetzung trägt 
dankenswerterweise der uns vorliegende Haushalt 
ebenso wie die dazu gegebene Erklärung des Herrn 
FinailZlffiinisters Rechnung. Es sind übdgens Ziel­
setzungen, die in den früheren Regierungserklä­
rungen unserer Ministerpräsidenten Dr. Seidel und 
Dr. Ehard immer schon den Grundton abgegeben 
haben. Wir werden dabei aber niemals den Rah­
men unserer staatspolitischen Verantwortung ge­
genüber einer gesunden bayerischen Finanzpolitik 
überschreiten dürfen, mit anderen Worten: Wenn 
wir an neue Aufgaben herangehen, so müssen wir 
auch diese in einem konjunkturgerechten Rahmen 
abwickeln. 

Meine Damen und Herren! Die Opposition der 
SPD hat kürzlich auf ihrer Tagung in Ruhpolding 
Anträge zum Haushalt 1962 ausgearbeitet. Ich 

_ _ __ kann es _mir versagen, auf diese :verschiedenen __ 
Anträge im einzelnen einzugehen. Es handelt sich 
im allgemeinen um Forderungen nach wesentlichen, 
manchmal auch nach erträglichen Ausweitungen 
von .l~ .... nsützcn, die bt:rcits -im Staatshaushalt 1962 
enthalten sind. Herr Kollege Gabert; Sie haben sich 
bei dieser Gelegenheit immer wieder - meiner Mei­
nung nach zu oft - beschwert, daß die Initiative 
immer bei der SPD liege, 

(Zuruf von der SPD: Freilich!) 

während die Regierung ein Jahr später die Ideen 
der SPD verwirkliche. 

(Abg. Gabert: Das sind Spätzündungen!) 

- Herr Kollege Gabert, auch bei uns gibt es eine 
Reihe von Experten mit Ideen und mit politischer 
Phantasie, aber man muß eben das Glück haben, 
die richtige Idee zum richtigen Zeitpunkt heraus­
zubringen. 

(Allgemeine Heiterkeit - Beifall bei der 
CSU - Abg. Gabert: Das durfte nicht kom­

men! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir sind uns, meine Damen und Herren, völlig 
darüber im klaren, daß die von uns für die näch­
sten Jahre geplanten Maßnahmen im kulturellen 
und im sozialen Bereich große Anforderungen an 
die künftigen Haushalte stellen werden. Wir werden 
aber dabei, wie ich schon betonte, niemals den 
Rahmen unserer staatspolitischen Verantwortung 
gegenüber einer gesunden bayerischen Finanzpoli­
tik überschreiten. Wir werden auf jeden Fall kon­
junkturgerecht handeln. 

(Zuruf von der SPD: Ihr werdet's euch 
schon überlegen!) 

In den Verlautbarungen der SPD-Fraktion 
kündigt sich unter Berufung auf die derzeit guten 
Staatsfinanzen noch eine Reihe weiterer · Anregun­
gen, besser gesagt: Anforderungen, zu den Haus-

1 1 
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haltsberatungen an. In diesen Verlautbarungen 
heißt es u. a., es werde sich dann zeigen, ob die 
Regierungsparteien den politischen Willen zur 
Durchführung der von der Sozialdemokratischen 
Partei angesprochenen Probleme beweisen. Sie fügt 
hinzu, daß die finanziellen Mittel zweifellos vor­
handen seien. 

(Abg. Gabert: Sehr gut!) 

Dazu möchte ich, Herr Kollege Gabert, folgen­
des sagen: Bei den von der SPD angesprochenen 
Problemen dreht es sich durchwegs um solche, die 
bereits in der Diskussion stehen. Die Tatsache, daß 
finanzielle Mittel vorhanden sind, kann für die 
Christlich-Soziale Union bei ihren Beschlüssen 
nicht entscheidend sein. Entscheidend ist allein die 
Tatsache, ob die Ausgabe dieser Mittel in dem ge­
wünschten Zeitraum auch verantwortet werden 
kann. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Wir werden uns keineswegs auf eine Politik des 
gegenseitigen Übertrumpfens einlassen, auch nicht 
im Wahljahr. 

(Bei:fiall bei der CSU) 

Wir sind der Meinung, daß unser Herr Finanz­
minister mit seinem kommunalen Finanzausgl~!ch 
eine gute Konzeption entwickelt hat, deren Durch­
führung nur auf Grund der von ihm aufgezeigten 
guten Finanzlage möglich ist, und mir scheint, daß 
dieser Finanzreform im Staatshaushalt eine gewisse 
Priorität gebührt. Außerdem meine ich, man sollte 
den, der freiwillig zu geben bereit ist, nicht da­
durch bestrafen, daß man ihm noch mehr abfor­
dert. 

(Abg. Gabert: Und wir von der Opposition 
schweigen?) 

- Ja, 1das ist gut! 

(Abg. Gabert: Gut? Das könnte Ihnen 
passen!) 

Wir von der CSU werden mit den Programm­
punkten der SPD einig gehen, soweit diese mit 
unseren eigenen Vorstellungen über diesen Haus­
halt zu vereinbaren sind. 

(Abg. Dr. Schweiger: Das wird wahrschein­
lich nicht der Fall sein!) 

Wir werden aber gegebenenfalls auch den Mut zu 
einer unpopulären Ablehnung aufbringen, 

(Zuruf des Abg. Gabert) 

wenn die Forderungen und Wünsche der SPD un­
sere Vorstellungen von einer verantwortungsbe­
wußten Finanzpolitik übersteigen. 

(Zuruf von der SPD) 

Meine Damen und Herren! Wir dürfen doch 
eines nicht übersehen: Die Staatsausgaben werden 
doch nicht allein bestimmt durch die hier in diesem 
Hause behandelten Anträge; die mehr ins Gewicht 
fallenden Staatsausgaben resultieren doch zwangs­
läufig aus Rechten und Gesetzen und aus Verwal-

tungsaufgaben, die uns als den Landtag nicht be­
rühren. Dort gibt es Tausende von kleinen und gro­
ßen Forderungen, die einfach erfüllt werden müs­
sen. Eine in der Verantwortung stehende Regie­
rungspartei muß auf diese Dinge sehen, meine Da­
men und Herren, und kann sich nicht durch die 
neuen Programmpunkte der SPD aus ihrer Kon­
zeption bringen lassen. 

(Zuruf des Abg. Gabert) 

Wenn ich vorhin von den Wünschen der Christ-
. lieh-Sozialen Union um eine Strukturverbesserung 

Bayerns im sozialen und kulturellen Bereich ge­
sprochen habe, so lassen Sie mich einige dieser un­
serer Ziele in Kürze noch anführen. 

Ich beginne mit der Landwirtschaft, deren Exi­
stenz sehr weitgehend die Sozialstruktur Bayerns 
bestimmt. Ich beginne schon deshalb mit der Land­
wirtschaft, weil aus dem eben abgeklungenen Bun­
destagswahlkampf noch einige Untertöne von den 
Liebeserklärungen mitschwingen, die alle im Bun­
destag vertretenen großen Parteien der Landwirt­
schaft gegenüber abgegeben haben. Bei landwirt­
schaftlichen Themen scheint es also in Zukunft 
mehr Einhelligkeit zu geben als bisher unter der 
Voraussetzung, daß diese Liebe noch länger an­
hält. Die Bayerische Staatsregierung jedenfalls hat 
ihre echte Liebe zur Landwirtschaft · 

(Abg. Gabert: Echte Liebe!) 

dadurch zum Ausdruck gebracht, daß sie das Haus­
haltsvolumen des Landwirtschaftsministerium~ in 
den letzten vier Jahren von 271 Millionen DM auf 
381 Millionen · ~vf. gesteigert hat ohne Berücksich­
tigung der jö Millionen DM Bundesmittel für die 
Milchprämie. 

(Vereinzelter Beifall) 

Erfreulich ist, daß im neuen bayerischen Haushalt 
der Tbc-Pfennig in seinem Charakter als Quali­
tätspfennig weiterhin gewährt wird. Das Haupt­
augenmerk der Bayerischen Staatsregierung sollte 
aber auch künftig der weiteren Rationalisierung 
und Technisierung der Landwirtschaft gelten; 
denn nur über diesen Weg gelangen wir zur not­
wendigen Steigerung der Produktivität, und nur 
auf solche Weise können wir unser dringendes so­
ziologisches landwirtschaftliches Problem lösen, 
nämlich die Erhaltung der bäuerlichen Familien­
betriebe. Die sogenannte Althof-Sanierung sollte in 
ihrer Bedeutung ebenfalls nicht unterschätzt wer­
den, genau so wenig wie die Kleinkredite zur For­
cierung der besseren technischen Ausstattung un­
serer Bauernhöfe. 

Der Staatshaushalt 1962 schafft auch wesentliche 
Voraussetzungen auf dem Gebiete des Wohnungs­
baus, der Verkehrserschließung, des Wasserbaus, 
der Abwässerbeseitigung, der Wirtschafts- und 
Grenzlandförderung, der Gesundheitsfürsorge und 
der Sicherheit - alles Maßnahmen, die auf der 

· Linie liegen, wie sie von der Fraktion der Christ­
lich7Sozialen Union als künftige Leitlinie der 
Landespolitik verfolgt werden wird. Im Haushalts­
plan sind meines Erachtens die dafür einschlägi­
gen ';ritel zunächst finanziell ausreichend dotiert. 
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Die finanzielle Ausstattung derselben konnte sich 
naturgemäß nicht nach den Wünschen der Betroffe­
nen, sondern sie mußte sich nach den Möglichkeiten 
der vorhandenen wirtschaftlichen Kapazitäten rich­
ten. Dieser Grundsatz muß auch künftig Gültigkeit 
behalten; denn eine klug planende Finanzpolitik 
schafft nicht Haushaltsreste, sondern sie sucht 
möglichst das Gleichgewicht zwischen dem Haus­
haltsansatz und der effektiven Ausgabe zu errei­
chen. 

Der Haushaltsplan 1962 erlaubt es glücklicher­
weise, einige mehr durch ihre soziale Bedeutung als 
durch ihre finanzielle Größenordnung gekennzeich­
nete Aufgaben einer hoffentlich baldigen Lösung, 
zuzufÜ'hren. Ich nenne 'Zunächst, ebenso wie der 
Herr Kollege Gabert, die F'ürsorge für die Alten 
im Landesplan für Altenhilfe. Es ist sehr dankens­
wert, daß der vorliegende Haushaltsplan die Er­
richtung von zunächst 1000 Altersheimplätzen för­
dert. Es ist dies der erste Schritt zu einem Mehr­
jahresprogramm. Ich darf, glaube ich, ruhig sagen: 
es ist dies eine sozialpolitische Tat 'besonderen 
Ranges. 

(Sehr richtig!) 

Einem Staat, der auf eine volle Wirtschaftsblüte 
und auf gute Steuerquellen hinweisen kann, stün­
de es auch wahrlich schlecht 1an, wenn er seine al­
ten Menschen vergäße. 

(Sehr gut!) 

Ich darf mir deshalb die Anregung an den Herrn 
Finanzminister erlauben, vielleicht schon im Er­
gänzungshaushalt 1962 die Mittel für die Errich­
tung von Altersheimplätzen zu erhöhen und das 
einmal begonnene Werk in den folgenden Haus­
haltsjahren auch zügig fortzuführen. Denn wenn 
auch Sozialpolitik in die Zuständigkeit des Bun\].es 
fällt, so kann doch das Land nicht außerhalb der­
selben stehen. Es ist sehr dankenswert - ich möch­
te dies betonen -, daß sich unsere Staatsregierung 
nicht durch Kompetenzhinweise, etwa auf den Bund, 
ihrer sozialpolitischen Verpflichtung entziehen will. 
Denn, meine Damen und Herren, die moderne Indu­
striegesellschaft hat in einem immer stärkeren Maße 
die Frau in die Berufstätigkeit einbezogen. Das löst 
eine Fülle von sozialen Konsequenzen aus; denn 
nicht immer verbirgt sich hinter den glänzenden 
Fassaden des Wohlstands auch nur Glanz. Es gibt 
dahinter auch manche Stube und manche Wohnung, 
in der Sorge und Elend Wohngenossen sind. Diesen 
Konsequenzen sucht unsere Staatsregierung da­
durch zu begegnen, daß sie bereit ist, in stärkerem 
Maße Kindergärten zu fördern, Erziehungsbera­
tungsstellen zu unterstützen, die Familien- und die 
Müttererholung stärker zu dotieren und schließ­
lich auch der Hauspflege bei erkrankten Müttern 
und den Dorfhelferinnen ein stärkeres Augenmerk 
zu schenken. Frau Kollegin Nägelsbach freut sich 
schon. 

Es sind dies, meine Damen und Herren, alles von 
der großen Öffentlichkeit leider zu wenig beachtete, 
im großen Wirtschaftsgeschehen scheinbar so un-

wichtige, beiläufige Dinge. Tatsächlich aber voll­
zieht sl.ch auch in diesem Wirkungsbereich eine 
große sozialpolitische Staatsaufgabe. Es ist über­
haupt recht bemerkenswert, wie sehr die Sozial­
politik in ihrer Gesamtbedeutung von der Allge­
meinheit verkannt wird. Da ich bekanntlich. selbst 
durch ein Ehrenamt sozialpolitisch stärker engagiert 
bin - der Herr Kollege Dr. Oechsle weiß es -, 
reizt es mich besonders, hier mit ein paar Worten 
und mit ein paar Zahlen einen Hinweis zu geben. 
Die gesamten Sozialausgaben im Lande Bayern, 
also die Ausgaben der Kranken-, Renten- und Un­
fallversicherung einschließlich der Familienaus­
gleichs- und der landwirtscha:ßtlichen Alterskassen 
sowie der Kriegsopferversorgung, werden nach den 
Schätzungen des Landesprüfungsamtes im kom­
menden Jahr, also 1962, etwa 4,7 Milliarden DM 
ausmachen. Setzen Sie, meine Damen und Herren, 
diese Zahlen in Vergleich zum gesamten bayeri­
schen Staatshaushalt, dann werden Sie selbst ihre 
soziale Bedeutung und ihre Bedeutung für die 
Volkswirtschaft ermessen können. Ich betone aus­
drücklich, auch für die Volkswirtschaft. 

Und noch eine andere Ziffer ist sehr interessant 
-- -·und für die Öffentlichkeit überraschend: Aus dem 

Soforthilfe- und Lastenausgleichsgesetz sind seit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, also seit dem 
Jahr 1949, insgesamt etwa 7,3 Milliarden DM in 
Bayern ausbezahlt worden. Von dieser Summe wur­
de in Bayern selbst nur ein Betrag von knapp 
5 Milliarden DM aufgebracht, so daß der bayeri­
schen Volkswirtschaft ein Gesamtbetrag von 2,3 
Milliarden DM im Rahmen dieses Gesetzes aus an­
deren Bundesländern zugeflossen ist. Außerdem soll 
auch einmal am Rande erwähnt werden, daß nicht 
weniger als 180 000 Wohnungen im gleichen Zeit­
raum durch sog. Aufbaudarlehen aus dem Lasten­
ausgleichsgesetz, allerdings im Verbund mit ande­
ren Mitteln, gefördert wurden. Alles in allem also 
eindrucksvolle Summen, die auf dem Gebiet der 
aktiven Sozialpolitik zur Stärkung der bayerischen 
Wirtschaftskraft wesentlich beigetragen haben. 

Meine Damen und Herren! Der bayerische Haus­
halt 1962 konzentriert seine Ausgaben und seine 
Aufgaben auf bestimmte Schwerpunkte, und auch 
das ist ein besonderes Charakteristikum dieses 
Haushalts. Der Herr Staatsminister der Finanzen 
hat Gott sei Dank der Versuchung widerstanden, 
aus seiner Fülle jedem etwas zu geben, jeden zu 
beschwichtigen und damit seine Mittel zu zersplit­
tern. Er hat vielmehr, einer klaren staatspoliti­
schen Konzeption folgend, Schwerpunktaufgaben 
mit einer entsprechenden finanziellen Ausstattung 
angepackt. 

Bayerns Domäne ist bekanntlich die Kulturpoli­
tik. „Kulturpolitik ist weder eine Frage des Geldes 
noch eine Frage der Räume, sondern eine Frage der 
Idee." Mit diesen kühnen Worten hat unser Herr 
Staatsminister für Unterricht und Kultus kürzlich 
einmal in bewährter Manier und in seiner bekann­
ten vollendeten Formulierungskunst die Kultur­
politik definiert. Wenn ich mir aber die Übersicht 
in der Anlage 2 des Haushalts 1962 vornehme und 
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die Schwerpunktaufgaben betrachte, dann finde ich 
dort für Schwerpunkte insgesamt einen Betrag von 
3,1 Milliarden DM ausgeworfen. 1,1 Milliarden DM, 
also mehr als ein Drittel dieser Schwerpunktan­
sätze der Staatsregierung, beansprucht der Herr 
Kultusminister. 

Wir sehen also, auch er lebt nicht von Ideen allein, 
und es ist anerkennenswert, daß er es verstanden 
hat, seine Ideen mit den entsprechenden materiellen 
Forderungen zu untermauern. 

(Bravo!) 

Die Fraktion der CSU möchte ihm dafür aus­
drücklich danken. Sie begrüßt es aber ebenso dank­
bar, daß der Herr Finanzminister mit seinen Haus­
haltsziffern den Notwendigkeiten einer bayeri­
schen Kulturpolitik in einer respektablen Größen­
ordnung Rechnung getragen hat. Die Vermehrung 
der Lehrstühle an den Hochschulen im Haushalt 
1962 um nicht weniger als 70 und auch die Meh­
rung sonstiger Planstellen im Kultusbereich lassen 
überzeugend erkennen, daß das Land Bayern ge­
willt ist, die Vorschläge des Wissenschaftsrats auch 
in die Tat umzusetzen. Wir wünschen allerdings 
dem Herrn Kultusminister, daß es ihm gelingen 
möge, diese Planstellen auch mit den entsprechen­
den Persönlichkeiten zu besetzen, gewiß eine nicht 
ganz leichte Aufgabe. 

Was nun die Neugründung einer vierten baye­
rischen Landesuniversität betrifft, so ist darüber 
eine Entschei!dung zu 100 Prozent noch nicht ge­
fallen. Zu schwer lagert über dieser Entscheidung 
noch das Gewicht der damit verbundenen Kosten. 
Auch die Priorität des Ausbaus der bestehenden 
Universitäten darf durch eine solche Entscheidung 
nicht angetastet werden. Was aber den Ort dieser 
neuen Universität .anlangt, so kann nur eine Stadt 
mit großer geschichtlicher Tradition und mit einem 
starken eigenen kulturellen Angebot in Frage 
kommen. Wir brauchen eine Universitätsstadt und 
eine Universität, in der die jungen Leute nicht 
ihren Lebenshunger, sondern ihren BHdungshun­
ger stillen wollen. 

(Abg. Bezold: Die wollen beides haben!) 

Herr Kollege Schlichtinger, ich glaube also, Sie 
haben mich schon etwas verstanden: Licht über 
Regensburg! 

(Abg. Dr. Merk: Das ging gerade aus!) 

Das Versprechen, das Papst Innozenz VIII. damals 
Ihrem Vorgänger gegeben haben soll - so habe 
ich das in Ihren Ausführungen in einer Begrü­
ßungsansprache anläßlich des Emp:liangs des Lan­
desverbands der Bayerischen Industrie in Ihrem 
schönen Rathaus verstanden-, dieses Versprechen 
des Papstes Innonzenz VIII. kann Ihnen heute oder 
morgen nur die Christlich.:'.Soziale Union einlösen, 

(Große Heiterkeit) 

denn ihr Gewicht allein gibt bekanntlich in diesem 
Hause den Ausschlag. 

Und nun zu einer - ich bin vorsichtig - viel­
leicht künftigen Universitätsstadt Regensburg las­
sen Sie mich noch einen ganz persönlichen Gedan­
ken anfügen: Die natürliche, aus Tradition, Kon­
fession und Landschaft entspringende geistige 
Spannung, die sich zwischen den Univers'itätsstäd­
ten Erlangen u·nd Regensbung eines Tages entwik­
keln könnte, hätte etwas sehr Interessantes, für 
mich geradezu etwas Faszinierendes an sich; denn 
diese natürliche, gesunde Spannung wäre zweifel­
los ein Spiegelbird gesamtbayerischen Kultur­
lebens. 

Da ich in der CSU und in diesem Hause das 
fränkische Element mit zu vertreten habe, darf ich 
dem Herrn Staatsminister für Unterricht und Kul­
tus auch die fränkischen Belange und Kulturpro­
bleme besonders ans Herz legen. Ich denke dabei 
zunächst an meine Universität Erlangen-Nürnberg, 
aber ebensosehr an die bekannten Ausbauprojekte 
in Würzburg. 

Vor allem hoffe ich, daß es den gemeinsamen Be­
mühungen des Kultus- und des Finanzministeriums 
gelingen möge, das räumliche Problem in Erlangen 
zu lösen, das sich zwar in be'Ster Weise anbietet, 
das finanziell allerdings nicht ganz unbedeutend, 
aber für die Entwicklung dieser mächtig aufstre­
benden fränki:schen Universitätsstadt von erheb­
licher Wichtigkeit ist. 

Als Abgeordneter, der beruflich zur Wirtschaft 
gehört, sei es mir gestattet, noch zwei besondere 
Punkte des Kultushaushalts zum Schluß anzuspre­
chen, einen kleinen und einen .großen Punkt. Ich 
finde im Haushalt zwar keinen Lehrstuhl für Ent­
wicldungshilfe, Herr Kollege Gabert, aber doch 
einige Planstellen zur beamtenmäßigen Sicherung 
von Lehrpersonen und Wissenschaftlern, die in die 
Entwicklungsländer gehen sollen. - Ich glaube, 
das ist für den Anfang befriedigend. Für die Auf­
geschlossenheit diesen Problemen gegenüber ge­
bührt dem Herrn Kultusminister besonderer Dank; 
.denn auf solche Weise müssen die deutschen Län­
fler die Grundlagen für ein wichtigres Kapitel der 
künftigen Außenpolitik auf dem Gebiete der Kul­
tur 'legen. Denn die Entwicklungsländer können 
nicht vom Gelde allein leben, das man ihnen 
schickt. Auch hier muß, genauso wie beim Herrn 
Kultusminister, am Anfang die Idee stehen. 

Der zweite Punkt, den ich noch berühren wollte, 
ist die Frage des technischen Nachwuchses. Herr 
Kollege Gabert, wir wo11en uns hier in diesem 
Hause nicht um die Priorität dieser Förderung 
streiten, sondern wir wollen uns gemeinsam freuen, 
daß dieses für die Entwicklung der bayerischen 
Wirtschaft so wichtige Problem in wirklich groß­
zügiger und vorausblickender Weise von der Staats­
regierung in einem Fünfjahresplan angepackt und 
auch einer Lösung zugeführt wird. Ich darf, Herr 
Kollege Gabert, auch für mich persönlich in An­
spruch nehmen, daß mich das Problem seit Jahren 
beschäftigt. Es ist mir nunmehr gelungen, zusam­
men mit meinen Freunden im Rahmen dieser Auf- · 
gabe eine vorbildliche, sachliche und von jeder In­
teressentenpolitik freie Zusammenarbeit auch mit 
der bayerischen fodustrie herzustellen. Hinter dem 
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FünfjahrespLan des technischen Nachwuchses wird 
nach seiner Erfüllung die bedeutsame Summe von 
etwa 95 Millionen DM stehen, eine Leistung, auf 
die Bayerns Kulturpolitiker bestimmt stolz sein 
können. 

Mit dieser Feststellung möchte ich meinen Bei­
trag zum Staatshaushalt 1962 beenden. Ich habe 
die Kulturpolitik bewußt ran rden Schluß gestellt, 
weil deren Probleme und Aufgaben in Bayern 
schier unerschöpflich scheinen. Wir sollten uns 
eigentlich über diese Tatsache freuen, denn darin 
liegt eine starke und eigenständige Substanz unse­
res bayerischen Landes un:d unseres bayerischen 
Volkes. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Präsident Hanauer: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Dr. Wüllner. 

Er hat damit sicherlich ein sehr richtiges Wort 
ausgesprochen und wir sollten ihm für diese Äuße­
rung just in dem Augenblick dankbar sein, wo in 
Bonn ein Vakuum herrscht, als wir vernehmen 
mußten1 daß unser Bundesbankier Etzel von heute 
auf morgen zum Privatbankier geworden ist und 
an seiner Statt eine noch unbekannte Persönlich-· 
keit, besser ein unbekanntes X steht, genau in 
einem Augenblick, da die gesamte Öffentlichkeit 
von uns - und natürlich auch im Bundesbereich -
erwartet, daß man nach zehn- bis zwölfjährigem 
Zögern endlich einmal an die große Finanzreform 
herangehen müßte. Denn so nett zum Beispiel die 
Ausführungen unseres Dr. Eberhard waren, als er 
unseren Steuerzahlern herzlich dafür gedankt hat, 
daß sie auch im letzten Jahre wieder ganz erheb­
lich in ihre Tasche gegriffen haben, sind doch die 
Staatsfinanzen im Bundesgebiet, also die Einnah­
men der öffentlichen Hand in diesem Jahre um 
rund 171

/2 vom Hundert angestiegen, während wir 
beim Sozialprodukt höchstens eine Steigerung von 
10 vom Hundert erwarten dürfen. Genau in die-

Dr. Wüllner (GB): Hohes Haus, meine Damen und sem Augenblick hätte der Steuerzahler - das ist 
Herren! Wir sind am letzten Dienstag Zeuge einer kein Vorwurf, aber eine sehr wichtige Feststel-
Rede gewesen, die, so glaube ich, eine außer- lung - erwartet, daß man sich auch von seiten des 
ordentliche ·Bedeutung- über den · Rahmen··· aieses-- --bayerischen· Finanzministers, wenn man schon über 
Hauses hinaus gewinnen könnte. Es war doch be- den Bereich Bayerns hinausgreift, auch mit dem 
deutsam, daß unser Herr Finanzminister am vierten Problem der Steuersenkungen befaßt. Ich glaube, 
Jahrestag seines Wirkens Pläne dargelegt hat, die es müßte unser aller gemeinsame Aufgabe sein, 
bestimmt nicht allein den Haushalt selbst be- immer daran zu denken, die Steuern zu senken. 
treffen, sondern die in finanzpolitischen Erwägun- Wir haben praktisch aber nur davon etwas gehört, 
gen aller Art gipfelten und vor allem auch die be- daß neben den sehr erfreulichen Zahlen aus unse-
kannten „heißen Eisen", zum mindestens einen rem eigenen Haushalt, neben der Tatsache, daß es 
Teil davon aufgriffen. Gerade in einem Augenblick, möglich war, den Außerordentlichen Haushalt aus 
in einer Zeit des finanzpolitischen Interregnums in den Mitteln der ordentlichen Einnahmen zu bestrei-
Bonn hat unser Finanzminister Gedanken entwik- ten, dabei doch erforderlich gewesen wäre, jetzt 
kelt, die hinaufstrahlen müßten nach Bonn, weil auch einmal weiter zu gehen und konkret zu sa-
sie gerade dort erhebliche Beachtung finden soll- gen, wie man sich nicht bloß die Verteilung, die 
ten. Er hat dabei auch Gedanken entwickelt, von Neuverteilung des Kuchens vorstellt, sondern vor 
denen wir sagen könnten, daß sie, vielleicht sogar allem die Verkleinerung des Kuchens, eine Neu-
noch deutlicher gesagt, offenkundig auch aus dem fassung des Kuchens in einem moderneren Gewand. 
Munde eines Bundesfinanzministers hätten kom- Denn das, was uns .der Herr Finanzminister vorge-
men können, als er uns nämlich hier vor Fragen schlagen hat, ist im Grunde nur die Umverteilung, 
stellte, die zu lösen keinesfalls diesem Hause allein sicherlich eine sehr vernünftige Umverteilung, als 
möglich sein wird, auch nicht den Finanzministern er dabei endlich jenem Teil der Selbstverwaltung 
der Länder untereinander. Sie zu lösen, wird das Gerechtigkeit widerfahren lassen will, dem bisher 
Wechselspiel der Kräfte zwischen Bund und Län- keinerlei Gerechtigkeit widerfuhr. 
dern erforderlich sein. Gerade das ist ein Gebiet, Die Gemeinden, vor allem die kleinen Gemein-
das wir nicht unbeachtet lassen können, wenn wir den, haben zum Beispiel _ obwohl man im letzten 
den Fragen des kommunalen Finanzausgleichs nä- Jahr bei uns so viel von Entwicklungshilfe 
hertreten wollen. sprach - von einer wirklichen Entwicklungshilfe 

Vielleicht darf ich aber mit einer heiteren Be- in dem letzten Jahrzehnt nicht allzu viel zu spüren 
merkung meine Ausführungen beginnen, nämlich bekommen. Ich darf mich darauf berufen, daß der 
mit der, die am Freitag bei der Hebefeier für die Bayerische Gemeindetag im August 1961 im Son-
Staatsoper in München der Roider Jackl getan hat, derdruck „Entwicklungshilfe für unsere Gemein-
die witzig gedacht war und witzig gekommen ist, den" darauf hinwies, daß wir in einem Großteil 
und die doch ihre innere Berechtigung hat und die unserer unterentwickelten Dörfer Menschen vorfin-
zweifellos eine Anerkennung für den Finanzmini- den, die wir praktisch nur als Bürger II. Klasse be-
ster in ganz besonderem Maße mitenthält. Denn der trachten können. Da aber 40 vom Hundert der Be-
Roider Jackl meinte: völkerung in Gemeinden unter 5000 Einwohnern 

wohnen, da diese 40 vom Hundert zum Großteil, 
gemessen an der Versorgung mit Gemeindeleistun­
gen, hinter jenen der Bürger der Großgemeinden 
zurückstehen müssen, ist es schon erwägenswert, 
hier endlich einmal ernst zuzugreifen. „Es sei kein 

Jetzt san de Frank'n in Baiern 
150 Jahr' an der Macht; 
Und es besteht gar koa Aussicht, 
Daß dös System z'sammakracht. 

/ 
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2;'ufall", meint .Thoma in diesem Sonderdruck, „daß 
der bevorzugte Städter von einem ,Kaff' spreche, 
von dem elenden, staubigen Nest, weil ihm ein­
fach die 'einfachsten Voraussetzungen· modernen 
Lebens fehlten." Er erwähnt einwandfreie Wasser­
'versorgung, Kanalisation, befestigte Wege, befrie­
digende Verkehrsverbindungen, das Wohnen in 
über.alteten Häusern ohne Bad, WC und ohne ent­
sprechende Heizung, ganz zu schweigen von dem 
uns allen bekannten Übelstand, daß wir ein- bis 
dreiklassige Volksschulen im Großteil dieser Ge­
meinden vorfinden, die selbst die Lehrer meiden, 
weil sie natürlich auch unter günstigeren Umstän­
den leben möchten, als sie dort gegeben sind. 

Zu diesem Punkt darf ich ja wohl annehmen, 
daß der Herr Ministerpräsident im Zusammenhang 
mit meiner mündlichen Anfrage im Plenum am 
4. Juli dieses Jahres, da er zugesagt hat, im Herbst 
einen ausführiichen Bericht über die Vorhaben der 
Staatsregierung auf dem Gebiete der Entwick­
lungshilfe au ß e r h a 1 b der Bundesrepublik zu 
erstatten, sicherlich auch mit einigen Worten die· 

. Entwicklungshilfe inner h a 1 b Bayerns mitbe­
handeln wird; denn das ist nun eir+mal ein wirk­
lich zusammengehöriger Bereich. Wir können nicht 

·auf der einen Seite in unseren·eigenen Gemeinden 
ein ungeheures Gefälle zulassen, wir können nicht 
zusehen, daß diese Gemeinden veröden. Wir kön­
nen uns nicht mit Erfolg gegen die Landflucht wen­
den, wenn wir auf der anderen Seite nur an jene 
denken; die zum großen Teil gar nicht daran den­
ken, mit -unserer D-Mark in Übersee vernünftig zu 
wirtschaften, weil ihnen dafür vielfach noch die 
Voraussetzungen fehlen. 

Nicht zuletzt deshalb hat ein dem Finanzmini-. 
ster nicht ganz erwünschter Bund der Steuerzahler.· 
in der letzten Zeit darauf hingewiesen, daß wir 
erst einmal unsere eigenen entwicklungsmäßig 
dringlichen Vorhaben ausreichend dotieren müssen. 
Und wenn ich, um es nicht zu übersehen - der 
Herr Kµltusminister ist leider nieht mehr anwe­
send -, gleich eines unserer Lieblingsgebiete her­
aushebe, das auch vom Herrn Kollegen Dr. Pöhner 
eben erwähnt worden ist: Regensburg, dann darf 
icl1 doch wohl sagen, daß wir in einer Zeit der 
Überfüll~, in einer Zeit leberi, .in der wir wirklich 
einen Überfluß-Haushalt haben, so daß wir j et z t 
an die Gründung der Universität Regensburg nicht 
nur gehen sollten, sondern - das ist auch die Auf­
fassung der Gesamtdeutschen Partei und darüber 
hinaus sehr vieler Kollegen in diesem Hause -
jetzt gehen müssen. Es hat keinen Sinn, diese Auf­
gabe auf die lange Bank zu schieben. Wir alle wis­
sen es, und der Herr Finanzminister weiß es weit­
aus -besser, daß in den letzten drei Jahren der Bau-· 
fodex eine geradezu schwindelnde Höhe erreicht 
liat. E~nem Bau-Index von 100 im Jahre 1958 steht 
gegemyä:i;tig ein Bau-:Index bei Gebäuden von 125,, 
bei.Innenausbau~en sogar,von 131 gegenüber.·wenn 
man weiß, daß dieser Bau-Index gerade im letzten .. 

•··. Jahr' .besonders rasch hinaufgeschnellt · ist, .. wenri-: 
; man fürchten muß, daß die· zum .Teil seht'. erh~b-. 

., 

ltchen und wohl in dieser Höhe nicht immer ganz 
gerechtfertigten Lohnforderungen der letzten Zeit 
ein weiteres Anschwellen dieses Bau-Indexes er­
warten lassen, dann müßte eigentlich ein Vorhaben, 
wie es Regensburg ist, bevorzugt aufgegriffen wer­
den. ·Denn mit jedem Monat; mit _dem wir es ·län­
ger anstehen lassen, gehen Millionen dahin, ohne 
daß wir uns darüber im klaren sind, warum ein 
solches Bauvorhaben dann so sehr verteuert wird. 
Wir haben im übrigen auch bei der Staatsoper in 
München gesehen, wie rasch die Bausummen ge­
klettert sind und noch klettern. 

Eines dürfen wir nicht übersehen, und dabei 
sollten wir an ein Wort denken, das unlängst in 
.der Presse herausgehoben worden ist. In der „Süd­
deutschen Zeitung" vom 20. Oktober ist in dem 
Aufsatz ,;Müssen Steuern so sein?" davon gespro­
chen worden, es entstünden als Folge von Kon­
junktur und Steuerprogression die immer größer 
werdenden Staatsüberschüsse, die demjenigen 'zu­
rückerstattet gehörten, der zu viel bezahlt hat: 
dem Bürger. Also auch hier der Gedanke: Nicht 
einfach Umverteilen, sondern sich den Kopf zer­
brechen, · wie man nun die Steuern dort, wo sie 
überhöht sind, mindern könnte. Wenn auch Herr 
Kollege Dr. Pöhner reclit hat, daß wir in einer 
Reihe dieser Fragen nicht allein vom bayerischen 
Parlament aus entscheidend eingreifen können, so 
glaube ich, daß wir doch - ebenso wie bei der Ver­
teilung der Lasten zwischen Bund, Land und Ge­
meinden -. Vorschläge machen können, die viel­
leicht auch· nicht von heute auf morgen verwirk-. 
licht werden, die aber bestimmt von heute auf m_or­
gen beraten werden können und die aufzugreifen · 
sich sicher lohnt. Bitte, denken Sie doch nur an ein 
Gebiet, das alle Kreise besonders berührt. Ich 
meine eine Steuer, die wohl die preite Öffentlich­
keit besonders trifft: die Umsatzsteuer. Wenn man 
sich vor Augen führt, daß diese Umsatzsteuer im. 
Juli 1918 als Notstandsmaßnahme-von der damali­
gen Reichsregierung mit dem ausdrücklichen Hin­
weis eingeführt worden ist, kein Mensch denke 
daran, etwa nach dem Ende des Krieges diese 
Steuer noch weiter bestehen zu lassen, dann muß 
man sagen, daß die Reichs- und Bundesregierungen 
der Zeit n'ach 1918 doch wohl sehr vergeßlich wa­
ren. Denn inzwischen haben sie dieser Steuer eine 
Bedeutung beigemessen, die jene aller übrigen 
,Steuern des Bundes übertrifft. Mit rund 45 vom 
Hundert - wahrscheinlich ist es heuer noch mehr 
- aller Steuereinnahmen des Bundes hat die. Um­
satzsteuer mit heute 18 Milliarden ein Ausmaß er­
reicp.t, das sich leider nicht nur sehen lassen kann, 
sondern das sich in der privaten Marktwirtschaft, 
auf die auch Herr Kollege Dr. Pöhner mit Recht 
Bezug genommen hat, in dieser Form einfach nicht 
mehr vertreten läßt. Sie ist in einem Ausmaß wett­
bew~rbsfeindlich, daß es hoch an der Zeit ist, hier-

. gegen ·offen anzukämpfen. Wir würden es begrü­
ßen, wenn -:- sei es über den Bundesrat, sei es bei 
den Aussprachen der Finanzml.nister - unser Herr 
Di. Eberhard . auch dies~s heiße Eisen aufgriffe, 

·eines, '_das in Bayern besonders stark als Belasfüng 
-empfunden wiid. Wenn Sie nämlieh daran denken, 

: d,aß ~ichE7rlich der' Schöpfer der Umsatzsteuer, Pro-
J.-:-
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fessor Dr. Popitz, seinerzeit nie davon geträumt 
hat, Milliarden der Wirtschaft zu entziehen, oder 
aber Milliarden-Geschenke zu machen, wie dies im 
Jahre 1958 geschehen ist, als man das Organschafts­
privileg für die Großkonzerne geschaffen hat und 
. den Großkonzernen jährlich mindestens eine halbe 
Milliarde DM aus diesem Titel in die Hand ge­
drückt und im Grunde damit den Steuerzahler be­
lastet hat, dann hat man damit eine Wettbewerbs­
verzerrung geschaffen, die in dieser Form nicht 
mehr vertretbar ist. 

(Abg. Dr. Becher: Sehr gut! - Beifall) 

Wenn heute der Bund der Steuerzahler, wenn heute 
Handel, Handwerk und Gewerbe, wenn heute die 
breite Öffentlichkeit, aber auch jeder, der eine in­
direkte Steuer zahlen muß - und das ist leider 
jeder von uns -, darüber klagt, daß wir eine über­
fülle von Kleinststeuern haben, sogenannte Baga­
tellsteuern - zwanzig dieser Art zählen wir und 
eine Reihe davon gehen auch auf Kosten des Lan­
des - und sagt, diese Steuern sollten beseitigt 
werden, dann ist das zwar ein löblicher Gedanke, 
aber man vergißt, daß diese Steuern im ganzen ge­
sehen 1,3 oder 1,4 vom Hundert des Bundesauf­
kommens ausmachen. Wie gewaltig ist dagegen der 
Unterschied, wie gewaltig wäre der Unterschied, 
würde man endlich bei der Umsatzsteuer Nägel mit 
Köpfen machen und diese Steuer entsprechend be­
schneiden. Auch der Weg, den der Bund der Steuer­
zahler hier vorschlägt - ich kann mir denken, daß 
er in dieser harten Form nicht begangen wird, 
nämlich: Senkung von 4 auf 2 Prozent -, wäre ein 
genereller Schnitt, der also mit 8 Milliarden den 
Bund beträfe, der aber auch ein Land wie Bayern 
entscheidend entlasten würde. Das ist eine Mög­
lichkeit; es gibt daneben eine Reihe von anderen, 
die vorzuziehen sind. Da denke ich vor allem dar­
ran, daß es Aufgabe auch unseres bayerischen Fi­
nanzministers sein sollte, in einer Zeit der Hoch­
konjunktur daran zu denken, daß eine ganze Reihe 
von Schichten unseres Volkes von dieser Hochkon­
junktur lange nicht soviel verspürt, wie man ge­
meinhin annimmt, und daß wir auch schon Erschei­
nungen eines Abschwingens dieser Hochkonjunk­
tur verspüren. 

Es ist doch so, daß man seit zwei bis drei Jahren 
bei uns in Bayern und überall im Bundesgebiet 
eine gewaltige Konzentration der Wirtschaft, eine 
immer mehr steigende Zusammenballung wirt­
schaftlicher Macht feststellen muß. Diese Zusam­
menballung wirtschaftlicher Macht wird im Augen­
blick - ich habe es eingangs angedeutet -, weil 
die große Steuerreform immer noch nicht gekom­
men ist, vom Bund einseitig zu Lasten des Mittel­
standes gefördert. Das ist untragbar. Das wider­
spricht genau den Gedankengängen, die nicht bloß 
von der Gesamtdeutschen Partei, nicht bloß etwa 
vom Mittelstandsausschuß der CDU/CSU in Köln 
auf ihrer Tagung im Juli 1961 sehr ausführlich be­
handelt worden sind, sondern das ist eine Tat­
sache, die sogar auch Finanzminister anderer Län­
der - ich nenne z.B. den Finanzminister Glahn 

von Rheinland-Pfalz - sehr stark bewegt; wir 
meinen nun, hier müsse etwas von Bund und Land 
geschehen; hier können wir nicht warten, bis noch 
so gut gemeinte und natürlich gelegentlich auch 
überspitzte Vorschläge von seiten der SPD kom­
men. Hier ist es auch Aufgabe der jeweiligen 
Staatsregierung, einzugreifen und vorweg tätig zu 
werden . 

(Zuruf des Abg. Bezold) 

Am 30. Mai dieses Jahres hat Herr Dr. Eberhard 
eine bedeutsame Bemerkung gemacht, nämlich: die. 
Politik einer Koalition sollte an sich so gut sein, 
daß es keiner besonderen Anträge der Koalitions­
parteien bedarf - wie dies aucli. in anderen Par­
lamenten meist der Fall ist. Ich würde es, am 
Rande bemerkt, gerne sehen, wenn es auch in 
Bayern bloß eines Eingreifens der Regierung und 
nicht unbedingt immer auch der Anträge der einen 
oder anderen Koalitionspartei im edlen Wettbewerb 
bedürfte. 

(Abg. Gabert: Ein bißchen donnern muß 
man!) 

- Das bißchen Donnern müssen wir ja denjeni­
gen überlassen, von denen wir wissen, daß dahinter 
nicht unbedingt etwas ist; es kann auch einen 
Theaterdonner geben. 

Das, was ich anschneiden will, ist eine Frag~, mit 
der sich die Bayerische Staatsregierung und vor al­
lem auch Herr Dr. Eberhard bereits wiederholt 
sehr eingehend befaßt haben. Ich bin ihm dank­
bar, daß er dem Drängen zahlreicher seiner Partei­
freunde und unserer Gesamtdeutschen Partei nach­
gegeben hat, als er im Juli dieses Jahres erstmalig 
ein modernes Refinanzierungsprogramm zugunsten 
des Mittelstandes herausgab. Er hat nämlich ~ 
hier ist ein kleiner Unterschied zwischen seiner 
Auffassung und der, die Dr. Pöhner vertrat -
zum Unterschied von dieser Auffassung und von 
der auch sonst vertretenen und nach meiner Auffas­
sung irrigen Meinung, daß man in Zeiten der 
Hochkonjunktur überhaupt niemand mehr fördern 
müßte, durchaus eingesehen, daß es vor einem Ab­
schwingen der Konjunktur rechtzeitig bestimmte 
Kreise zu fördern gilt. Wenn wir also - das 
wollte ich vorher noch ausführen - bei der jetzt 
erreichten und immer mehr anwachsenden wirt­
schaftlichen Zusammenballung vor der Tatsache 
stehen, daß eine solche Zusammenballung an sich 
schon ein Abgleiten: der Konjunktur andeutet -
das ist allgemeine volkswirtschaftliche Auffas­
sung -, dann müssen wir rechtzeitig bei jenen 
eingreifen, die sich bei einem Abschwung der Kon­
junktur nicht mehr helfen können. In Bayern, von 
dem man heute sagen kann - Dr. Pöhner hat das 
sehr richtig betont-, daß es im letzten Jahrzehnt 
zu einer gemischtwirtschaftlichen Struktur überge'­
gangen ist, gibt es eine Unzahl von neuen Klein­
und Mittelbetrieben, die nicht so festgefügt sind; 
die nicht so feste Reserven haben, daß sie eine 
Depression der Wirtschaft ohne weiteres über­
stehen könnten. Aber erst bei einer solchen De­
pression einzugreifen, erst dann vielleicht entspre­
chende Staatshilfe zu leisten, wäre völlig verfehlt 
und würde auch viel größere Mittel erfordern, als 
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wenn wir jetzt der Konsolidierung dieser Betriebe 
entspreehende Zinszusehüsse und andere Möglieh­
keiten bieten. Eine solehe Mögliehkeit - ieh habe 
sie eben erwähnt - ist dieses Refinanzierungspro­
gramm für den gewerbliehen Mittelstand, für das 
HaLdwerk und für den Fremdenverkehr. Was bei 
diese1:::i. Programm fehlt, ist die industrielle Mittel­
sehicht, der industrielle Mittelstand, das ist jener 
Mittelstand, dem wir vor allem die große Steige­
rung der Gewerbesteuer im ganzen Land, aber aueh 
das Ansteigen der übrigen Steuern weitgehend zu 
danken haben. Diese Betriebe stehen aber gar 
nieht auf so festen Füßen, sie müßten ebenfalls 
noeh reehtzeitig abgestützt werden. Daraus, daß 
dieses Programm, das um den 18. Juli vom Baye­
risehen Staatsministerium der Finanzen herausge­
kommen ist, bereits in wenigen Woehen aus allen 
Sehiehten der Bevölkerung mit Anträgen in der 
Höhe von weit über 25 Millionen DM in Ansprueh 
genommen worden ist, sehen Sie, daß es sieh um 
eine absolute, seit Jahren vernaehlässigte Notwen­
digkeit handelt. Ieh darf den Finanzminister drin­
gend bitten, dafür zu sorgen, daß der Landesanstalt 
für Aufbaufinanzierung, die hiermit ein gewaltiges 
Neuland ersehlossen hat, die entspreehenden Mit­
tel für zinsverbilligte Darlehen zur Verfügung ge­
stellt werden. Diese Mittel werden sieh noeh weit 
mehr lohnen als jene Kredite, die in früheren Jah­
ren von dieser Anstalt ausgereieht worden sind. 
Das ist also ein wiehtiger Aufgabenbereieh, und 
ieh möehte dringend bitten, daß man dieser Frage 
ein erhöhtes Augenmerk zuwendet und daß man 
sieh nieht auf die Meinung zurückzieht, di~ ieh von 
einzelnen sonst mit der Materie sehr gut vertrau­
ten Beamten hörte: Aeh Gott, wer in der Hoeh­
konjunktur nieht mehr hoehkommt, dem werden 
wir doeh nieht noeh weiter auf die Beine helfen. 
Diese Einstellung wäre das Verfehlteste, was es in 
diesem Augenblick geben könnte. - Ich darf an­
nehmen, daß wir auf diese Weise etwas zur wirkli­
chen Konsolidierung des Grenzlandes Bayern tun. 

Nun darf ieh kurz das Kapitel der Sozialfragen 
herausgreifen. Dr. Pöhner spraeh von dem Alten­
plan, der nun aueh von der Staatsregierung vor­
gelegt wird. Ohne auf Einzelheiten näher eingehen 
zu können, möehte ieh von der Gesamtdeutsehen 
Partei aus auf einen Umstand hinweisen, der uns 
seit Jahren besehäftigt und der immer wieder bei 
unseren Debatten aueh der Staatsregierung gegen­
über angeklungen ist, nämlieh: Man soll nieht die 
Vorstellung haben, daß der Altenplan nur eine 
reine Frage der Altenfürsorge ist. Altenfürsorge 
wäre eine den Begriffen des Wohlfahrtsstaates ent­
lehnte Vokabel. Das, was wir dagegen möehten, 
wären wohngereehte Altersheime, wäre die Forde­
rung, den Millionen alten Menschen - leider sind 
wir im Augenblick ein überaltertes Volk - die Mög­
lichkeit zu geben, ähnlieh, wie sie es in den Jahren 
ihres Schaffens getan haben, weiterhin in entspre­
chender Form zu leben. Das ist eine Aufgabe des 
gesamten Volkes und vor allem imeh des Staates, 
und hierfür sollten wir erhebliche Mittel aufbrin­
gen. 

Nicht beipfliehten kann ieh dem Finanzminister, 
soweit er seinen Optimismus auf dem Gebiet des 
Wohnungsbauprogramms ausgesproehen hat. Ieh 
glaube, daß wir vor einem viel ernsteren Problem 
stehen, als man gemeinhin annimmt. Wenn wir be­
rücksichtigen, daß die degressiven Mittel aus dem 
LAG-Programm und die allgemeinen Wohnungs­
baumittel, soweit der Bund welehe beisteuert, von 
Jahr zu Jahr absinken, daß wir aber auf der an­
deren Seite von Jahr zu Jahr die von mir sehon 
gestreifte gewaltige Erhöhung der Baukosten vor­
finden, dann stehen wir doeh vor der Tatsaehe, daß 
Tausende, die seit Jahren mühselig Mark auf Mark 
zusammentragen, um sieh einmal ein Häuschen 
schaffen zu können, immer weiter von dem Zeit­
punkt wegrücken, in dem sie einmal tatsäehlich 
bauen können. Der Bausparer kommt doeh heute 
der Steigerung der Baupreise und aueh der Erhöhung 
der Preise für den Baugrund gar nieht mehr nach. 
Er kann förmlich sehen, wie seine Gedanken im­
mer wieder in ein Niehts zerrinnen. Wir sollten 
uns daher nicht an Zahlen berauschen - ein Ein­
druck, den man manehmal in der Öffentliehkeit ha­
ben könnte -; wir sollten vielmehr den Mut ha­
ben, zu sagen: Ganz gleieh, wie sich in einem Jahr 
der Bauindex entwickeln mag, ganz gleich, vor 
welchen sonstigen Sehwierigkeiten etwa der Bau­
willige nun stehen wird - wir sind bereit, über 
die bisherigen Hilfsmittel hinaus, die Bund und 
Land gewährt haben, dafür zu sorgen, daß eine 
noeh steigende Zahl von Mensehen im sozialen 
Wohnungsbau t a t s ä c h 1 i c h bauen kann. Es 
darf nieht so zugehen wie heute, wo 2500 Anträge 
irn sozialen Wohnungsbau unerledigt liegen, weil 
keine Mögliehkeit besteht, sie im laufenden Jahr zu 
befriedigen. Das ist ein unguter Zustand. Jeder, 
dessen Antrag monatelang liegen bleibt, der wei~, 
daß er von Monat zu Monat mehr aufwenden mu;~ 
und daß er praktisch dieses Mehr an Kosten ~ar 
nicht besitzt. 

Danken möchte ieh dem Herrn Finanzminister 
für etwas: Wir haben in diesem Hause zu Ende 
des ersten Halbjahres eine lebhafte Debatte über 
einen Antrag der Gesamtdeutsehen Partei geführt, 
die Grunde1·we1·bsteuerfreiheit für Vertriebene, So­
wj etzonenfiüchtlinge und ähnliehe Gruppen in Form 
eines Gesetzes auch für Bayern so zu verankern, 
wie dies in anderen Ländern teilweise möglich 
war. Der Herr Finanzminister hat sich mit Gründen, 
die er jedenfalls gut zu formulieren wußte, dieser 
unserer Forderung widersetzt. Aber er hat etwas 
getan - und dafür sei ihm eben Dank gesagt -, 
er hat inzwisehen - vor allem trifft dieser Dank 
auch Herrn Dr. Barbarino - dafür gesorgt, daß 
das Finanzministerium in einer Entsehließung eine 
neue Form der praktischen Anwendung der Hilfe 
für diejenigen bestimmt hat, bei denen eine Grund­
erwerbsteuerbefreiung in Frage kommt. Daß dabei 
Schönheitsfehler unterlaufen sind, darf ieh aller­
dings nicht verhehlen. Es hat sich noeh nieht bis in 
die letzte Behörde hinunter durehgesproehen, daß 
die Praxis nunmehr so sein sollte, wie es der Herr 
Finanzminister angedeutet hat, nämlieh eine ge­
wisse weiehe, entgegenkommende, der ·überfülle 
unserer Staatskassen entsprechende Haltung; das 
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ist noch nicht bei allen seinen unteren Stellen ver­
wirklicht worden. 

Ich möchte doch bitten, daß man z\imindest zwei 
Punkte berücksichtigt: Wenn diese verbesserten 
Richtlinien mit Wirkung vom 1. l\fai 1961 gelten, 
sollte man sich doch darüber im klaren ·sein, daß 
die Fälle, in denen jemand bis zum 1. Mai 1961 seine 
Grunderwerbsteuer nicht bezahlt hat und sie, wo"­
möglich im Einvernehmen mit den Behörden, ge­
stundet erhielt - weil man ja eine Entscheidung 
des. Landes herbeig~führt wissen wollte -, nicht 
als endgültig abgeschlossen gelten, sondern daß 
auch diese Leute, falls die übrigen vom Finanz- ' 
ministerium b~stimmten Voraussetzungen erfüllt 
sind,. in den Genµß der Grunderwerbsteuervergün­
stigung kommen. 

Es geht auch nicht an, daß man nun sagt: Nur 
Einzelpersonen können eine solche Vergünstigung 

· erhalten. Ich habe da einen Fall eines Holzverar-. 
beitungsbetriebes Marek in·Landau im Auge. Dort 1 

starb der Alleininhaber. Die Frau stand mit ihren 
vier Kindern allein da und war auf Grund einer 
testamentarischen Verfügung genötigt, den Betrieb 
in Form einer Kommanditgesellschaft weiterzu­
führen, Dieser Kommanditgesellschaft, die jetzt al­
so aus einer Vertriebenen mit ihren vier Kindern 
besteht und für die wahrscheinlich alle Vorausset­
zungen für diesen Grunderwerbsteuererlaß gege­
ben wären, sagt nun in einem Bescheid vom 
26. September 1961 das Finanzamt :Landau, daß 
allein die Existenz einer solchen Gesellschaft, hier 
der Kommanditge;:;ellschaft, jede Form einer Ver­
günstigung ausschließe. - Das war zweifellos nicht 
der Sinn dieser Richtlinien. Ich glaube, hier wird.es 
nicht besonderer Schwierigkeiten bedürfen, um die­
se Härte · auszumerzen; denn eine :Härte wäre es 
sowohl in diesem Fall wie in einer Reihe ähnltcher 
Fälle. 

Eltwq.s, was b'ei den bisherigen Ausspracilien, 
wenn ich recht im Bilde bin, heute noch nicht er­
wähnt wurde, war ein Programm, das uns auch· .als 
Gesamtheit außerordentlich berührt, nämlich ein 
Kapitel, das die Bayerische Krankenhausgesell­
schaft'·in einem Rundschreiben an uns alle behan­
delt hat: der Bettenmangel in Bayern. In dem Pr.o­
gramm, das die Bayerische Staatsregierung zur Be­
hebµng der Krankenhausnot in Bayern vorlegte, 
hat sie bisher auf gewisse Wünsche dieser Kran­
kenhausgesellschaft nicht Rü.cksicht genommen. 
Aber ich glaube, es wäre unsere Aufgabe, · ihr 
diese Arbeit mit. dem Hinweis zu erleichtern, daß 
es in anderen Ländern Möglichkeiten gegeben hat, 
vom Lande her nun etwas über die unmittelbare 
Subvention dieses Krankenhausbettenbaues hinaus 
zu tun. So hat z.B. Baden-Württemberg einfach 
einen Zuschuß von 30 vorn Hundert zu diesen 
Bettenbauten geleistet und Nordrhein-Westfalen 
hat sogar 70 vom. Hundert aller für diesen Betten­
bau erforderlichen Darlehen von sich aus zinslos ge­
staltet. Wenn man so etwas auch in Bayern täte, 
würde das sicherlich unsere gesamten Finanzen, na­
mentlich bei der Frage der Zinssenkung, nicht über-

mäßig berühren. Aber es würde es· vielleicht un­
möglich machen, daß in der Presse .so etwa wie 
~m 20. Oktober in der Zeitschrift „Die Zeit" - das 
ist das Blatt jenes Außenseiters der CDU, des 
Herrn D,r. Bucerius - in Hamburg ein Aufsatz 
erscheinen kann, der denn doch an den Dingen vor­
beigeht. Man kann nicht einfach sagen ,;im Würge-· 
griff des ·steuerstaates". Wenn wir das betrachten, 
was wir uns allesamt in mühseliger Zusammenar­
beit zu erarbeiten bemühen, dann müßte es doch 
auch möglich sein, daß eine Presse, die den Din­
gen verständnisvoll gegenübersteht, solche knallen".' 
de, effektheischende und dabei unangebrachte Be­
merkungen wie ,',Würgegriff des Steuerstaates" 
vermeidet. Hier könnte die CDU jenem Backen-· 
streich, den sie Herrn Dr. Bucerius. unlängst sehr 
deutlich verabreicht haben dürfte, noc)1. .eihen wei;­
teren in dieseni Sinne hinzugesellen. Wir hätten 
daf,ür durchaus Verständnis. ' . 

Dann hoch etwas. Wenn Sie unser~h Staatshaus­
halt betrachten, finden Sie hier immer noch · ein 
krasses Mißverhältnis bei einem Kapitel, bei dem 
ich bei dem einen oder anderen auf Widerspruch 
stoße, das ich aber doch sehr genau zu beachten' 
bitte. Das ist das noch immer nicht genügend be-' 
kannte krasse Mißverhältnis zwischen den Lei­
stungen aus der Hauptentschädigung im Lasteii.­
ausgleich einerseits und den Leistungen ali Wie-, 
dergil.tmachung· andererseits. $0 .stehen z.B. 1960 
im bayerischen Staatshaushalt über 250 ' Millionen 
DM oder vollen 5 Prozent an Ausgaben für .die 
-Wiedergutmachung nur ganze 128 Millionen DM 
an Zuweisungen . •für den Lastenausgleichsfonds 
gegenüber, die natürlich keinesfalls für die Haupt­
entschädigung gedacht sing. Wenn wir dann heute 
im „Münchner Merkur" vernehmen, daß_ in Lands­
hut oder sonst irgendwo in Niederbayerri davon 
gesprochen wurde: Hauptentschädigung · aus dem 

' Lastenausgleich bereits perfekt oder schon voll 
entrichtet, dann ist .das ein großer Irrtum; .. · denn 
näch wie vor stehen wir vor der Tatsache, daß die 
Hauptentschädigung bis 1979 hinausgezogen wer­
den soll.. Ich darf Sie 'bitten, sich auch, dagegen bei 
jeder Gelegenheit zu wehren. Dort, wo das soziale 
Gefüge unseres eigenen'Vaterlandes auf demSpiele 
steht, . dürfen wir· nicht mü,de werden, eine vorfri­
stige Erfüllung dieser soyvieso völlig ungenügenden 
und dem Grundsatz der Gleichberechtigung wider-. · 
sprechenden ·Leistungen zu erwirken. Aueh das 
muß eine Aufgabe sein, mit der sich ein neuer 
Bundesfinanzminister hoffentlich entsprechend be­
fassen wird. ·· 

Ich glaube, daß wir uns im großen gesehen dar­
über freuen so1lten, daß es möglich ;war, in Bay­
ern nach einer 12- oder 16jährigen Aufbauarbeit 
einen Staatshaushalt hinzustellen, der im Ausga­
benteil einen Großteil derjenigen, die als Empfän­
ger dieser Ausgaben in Betracht kommen, siCher- ' 
lieh restlos zufriedenstellen wird. Daß, wie gesagt, 
eine Änderung der Einnahmenseite erforderlich. ist 
und daß wir ---: um es zwischendurch noch einmi:JJ 
zu sagen - von unserem bayer,ischen Finanzmini­
ster erwarten, daß er auch diese Frage berührt, 
wie denn etwa die kQ.nftige Gestaltung .. der Ge-

'''1 
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werbesteuer aussieht, daß es nicht angeht, auf die 
Dauer nur mehr bloß eine bestimmte Schicht in 
der Bevölkerung mit der dauernd steigenden Ge­
werbesteuer zu belasten, sondern daß man auch 
hier zu einer Neuformung gelangen muß und 
diese Angelegenheit von ihm behandelt werden 
möge, ist eines der wichtigen Anliegen. 

Zum Schluß noch ein Anliegen, das wohl ein 
Anliegen der Gesamtbevölkerung ist! Wir würdfm 
es begrüßen, wenn auch in dem Lande Bayern, ge­
rade in dem Grenzland Bayern in einem Augen­
blick, da wir außenpolitisch einer ganz besonderen 
Drohung ausgesetzt sind, die Bevölkerung das Be­
wußtsein hätte, daß die Regierung und der Finanz­
minister in Bonn alle Bestrebungen fördern, die 
darauf gerichtet sind, dem Kaufkraftschwund· der 
Mark entgegenzuwirken. Wenn Sie sich fragen, 
wie lange denn eigentlich unsere Sparer, unsere 
Rentner darauf warten sollen, daß ihre immer 
wieder zusammenschrumpfenden Sparguthaben und 
Renten in entsprechender Form so aufgewertet 
werden, daß sie wirklich teilhaben an einem Wirt­
schaftsaufschwung, daß sie auch etwas verspüren 
von einem Wirtschaftswunder, dann werden wir 
den Herrn Finanzminister sehr herzlich darum bit­
ten müssen, daß er mit dieser Frage auch seine 
Ausführungen beschließt. Das Problem, ob die 
D-Mark wertbeständig ist oder nicht, ist in einer 
Zeit, in der wir so zahlreichen und auch über-

höhten Lohnforderungen gegenüberstehen und 
einen wirklichen Ausgleich nunmehr herbeiführen 
müssen, zu wichtig, als daß wir an ihm vorbei­
gehen könnten. 

Im großen gesehen, kann man dem Finanzmini­
ster nach vier Jahren aber wohl sagen: Man gab 
ihm vier Jahre Zeit, er hat sie tadellos zum Wohle 
der Gesamtheit genutzt! 

(Beifall bei GDP und CSU) 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Damit wollen wir die Rednerliste für heute ab­
brechen. Es stehen noch an Aussprachezeit zur Ver­
fügung für die Oppositionsparteien 74 Minuten, 
für die Koalitionsparteien 59 Minuten. Morgen 
früh um 9 Uhr wird die Aussprache fortgesetzt 
mit dem Sprecher der Freien Demokratischen Par­
tei, Herrn Abgeordneten Bezold. 

Ich habe soeben gehört, daß der Bayerische 
Rundfunk - Sie sind von heute Nachmittag schon 
photogenes Verhalten gewohnt - morgen eine 
kurze Aufnahme für die Abendschau anläßlich un­
serer 100. Sitzung mach~,... möchte. Vielleicht haben 
Sie die Liebenswürdigkeit, ~~·re Uhr nach der Nor­
maluhr zu stellen, um einigerm .... '-\<;n zeitgerecht bei 
Beginn der Sitzung morgen anwe~~ ..,d zu sein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 7 Minuten) 




